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AKTUELLE 
UMSCHAU 

Im Dezember 1971 hat US- Präsident Nixon 
er neut den Bombenkrieg gegen die DRV eska
lier t , wodurch besonders der vietnames!
sehen Zi vilbevölkerung hohe Verluste zuge
fUgt wurden . Und während sich dem weltwei
ten Protest gegen die verbrecherische Bom
bardierung Nordvietnams auch US- Senatoren 
anschl ossen , betonte der zum damaligen 
Zeitpunkt zu Gesprächen mit Nixon in den 
USA weilende BRD- Bundeskanzler Brandt nicht 
nur die engen und freundschaftlichen Be
ziehungen zwischen den Regierungen von BRD 
und USA, er forderte auch , daß es keine 

Schwächung der NATO und keinen Rückzug der 
US- Truppen aus der BRD geben dUrfe . Nach
dem mi t dem Beschluß liber weitere Devisen
ausgleichszahlungen die Bundesregierung 
ihre Bereitschaft zur materiellen Unter
stützung des US- Aggressionskrieges in Indo
china demonstrierte , hat sie mit der poli 
ti schen Unterstützung des Bombenterrors ihr 
enges BUndnis mit dem US- Imperialismus er
neut unter Beweis gestellt . 

In dieser Situation haben zahlreiche 
demokratische und sozialistische Jugend
und Studentenorganisationen und Verbände 
(darunter auch DFGIJdK, Jungdemokraten , 
MSB Spartakus , SDAJ. SHB , VDS , West
deutsche Frauen- Friedensbewegung , WUS) zur 
"FrUhjahrskampagne fü r AbrUstung , Sicher
hei t und i nternationale Solidarität" auf
ge rufen , deren Höhepunkt eine "Aktionswo
che" vom 25 . 3 . bis 1. 4 . 1972 bilden soll und 
die durch Massendemonstrationen und - kund
gebungen abgeschlossen wird . Zur Vor berei
tung dieser "Aktionswoche to werden u . a . vom 
26 . 1 . bis 10 . 2 . 1972 an verschiedenen Uni
versit äten (bisher i n Bochum , Frankfurt , 
Gießen , Karlsruhe, Köln , Mainz , Mllnchen) 
Verans t al tungen zum Thema : toNATO? NEIN !" 
durchgeführt . Griechische und türkische 
Patrioten werden hier über die Beteiligung 
der NATO an den faschistischen PutSChen 
r eferier en , zypriotische Patrioten über 
die NATO- Strategie im Mittelmeerraum , Re 
präsentanten der Befreiungsbewegungen der 
portugiesischen Kolonien , insbesondere über 
die politische und militär ische Unterstüt
zung des por tugiesischen Kolonialismus 
durch Regierung und Rüstungskonzerne der 
BRD , westdeutsche Referenten werden in er
ste r Linie über Probleme des Kampfes gegen 
den Militär- I ndustri e- Komplex , für AbrU
stung und europäische Sicherhe i t sprechen . 

Zur mat e r iellen Hilfe für das kämpf ende 
:2 vietnamesische Volk und zur Solidari tät 

mit den indochinesischen Völkern hat die 
INITIATIVE INTERNATIONALE VIETNAM- SOLIDA
RITÄT aufgerufen . 

Spenden werden eingezahlt auf das Konto der 
Hilfsaktion Vietnam e . V.: 4 DUsseldorf , 
Bilkerstr . 35 , PSchA Essen, PSK 90040 , 
Bank fUr Gemeinwirtschaft DUsseldorf , Konto 
10162503 

Zahlreiche Materialien : Wandzeitungen , 
Plakate , Flugblätter , BrOSChüren und Filme , 
die fUr örtliche Solidaritätsveranstaltun
gen nützlich sind , können über die INITIA
TIVE INTERNATIONALE VIETNAM- SOLIDARITÄT , 
6 Frankfurt /M ., Eichwaldstr . 32 , Tel. 
45 23 23 bezogen werden . Unter der gleichen 
Anschrift erteilt der Zentrale Ausschuß der 
Kampagne fUr Demokratie und AbrUstung nähe
re Informationen Uber Orte und Termine der 
"NATO-Veranstaltungen" sowie der "Frühjahrs
kampagne " . 
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PAKISTAN 
KAHL UNGER : 

DER NATIONALE UND SOZI ALE 

BEFREIUNGSKAMPF IN BANGLA DESH 

UND DER KRI EG ZW ISCHEN 

PAKISTAN Ul\.'D INDIEN 

Der Krieg zwischen Indien und Pakistan 
begann offiziell am 4 . Dezember . AuftaKt 
war der UberfaIl der pakistanischen Luft
waffe auf Indien, die nach israelischem 
Vorbild gleich ~ Beginn des Krieges ver
suchte die ml1itärl~chen Kapazitäten des 
Gegners soweit wie möglich zu vernichten . 
Dem Fehlschlag des LuftUberfalls folgte 
der rasche Vormarsch der indischen Truppen 
1n Ostpakistan , wo die Streitkräfte des 
Westens sm 16 . 12 . 1971 bedingungslos kapi
tulierten . 

Im folgenden soll kurz die Vorgeschich
te der Klassenauseinandersetzungen in Paki 
stan untersucht werden , die CrUnde , die 
zum Krieg fUhrten und der Verlauf des Krie
ges selbst . 

1. 

Pakistan, das als Staat seit dem 14 . 8 . 
1947 auf dem indischen Subkontinent be
steht , ist vorwiegend ein Agrarland . Noch 
heute werden 46~ des Nationaleinkommens 
im Agrarsektor produziert und zwei Drittel 
der erwerbstätigen BevBlkerung arbeiten 
hier . 1) Trotz der 1950- 52 erzwunsenen Land
reform und verschiedener Verbesserungen in 
den Jahren bis 1960 hat Sich grundsätzlich 
nichts an der Struktur des Agrarsektors 
geändert. Nach einem Bericht de r Kommission 
tUr Landreform besitzen in Westpakistan 
6 060 Großgrundbesitzer mehr Land a l s 3 , 3 
Mio . Bauern . 2 ) Diese , um genau zu sein , 
3 266 137 Bauern machen 64 , 4" der BevlHke
rung aus , besitzen aber nur 15 , 25" des Bo
dens . 3) Unter ihnen befinden sich aber 
auch noch 742 216 Bauern , die weniger a l s 

0 , 4 ha Boden besitzen und somit e i gentlich 
zur Kategorie der landlosen Bauern (2,5 
Mio . ) gehören . 4 ) Die Situation i n Ostpa
kistan ist keineswegs anders : 80% des Lan
des befinden Sich in den Händen der Groß-

grundbesitzer , und mehr als die Hälfte der 
Bauern verfUgt durchschnittlich tiber nicht 
mehr als 0 ,8 ha pro Familie . 5 ) UnterstUtzt 
von den Exekutivorganen des Staates , kön
nen die Großgrundbesitzer heute noch 60-
70% , ja sogar bis 90% des Jahrese rtrages 
als Pacht fordern . 6 ) 

Eine kleine Gruppe von Industriellen 
und Großgrundbesitzern7 ) bildete den Kern 
der herrschenden Klasse; der Staats- und 
Verwaltungsapparat war ihr Werkzeug . So 
schrieb selbst die konservative "Pakistan 
Times" : "Ministerposten werden wie Schwarz
marktgUter gehandelt , Regierungen werden 
gemacht oder ze r stört wie Börsengeschäfte , 
und Ministerpräsidenten kommen und gehen 
wie die Besucher eines Hauses , das einen 
schlechten Ruf hat" . 8) 

Schon seit 1947 betrieb diese Clique 
eine Politik der konsequenten Ausplünde
rung des östlichen Landesteils . Das be
trifft vor allem die Deviseneinnahmen Ost
pakistans , das bekanntlich der größte Jute
produzent der Welt ist . Während Ostpaki
etan ExportUberschUsse erzielte und damit 
Devisen nach Pakistan braChte , ist die 
Handelsbilan z des Westens chronisch negativ . 
Diese von Ostpakistan gegebenen Devisen
subventionen beliefen sich fU r die Zeit 
zwischen 1947 und 1962 auf 6 039 , 6 Mio . 
RUPien . 9 ) 

Auch die i ndustrielle Entw1cklung voll 
zog sich in Westpakistan schneller als im 

Osten . 1966/67 verfUgte Ostpakistan Uber 
1 098 Mittel - und Großbetriebe , also nicht 
einmal soviel wie ganz Pakistan am Ende 
der Kolonialherrschaft , 10) Damit erzeugt 
es nur 2" der metallisch~n Crundsto~fe und 
Elektrowaren , 4" der FUßbekleidung! 5~ der 
Maschinen und 22~ der Textilien. 11} Somit 
wird Ostpakistan allein schon info1ge die
ses Gefälles weiter ausgebeutet . Diese Aus
beutung vollzieht sich nach dem simplen 
kolonialisti schen Schema : Ostpakistan lie
fert die billigen Rohstoffe in den Westen 
und dieser die teueren Fertigwaren und Kon
sumgUter in den Osten . Daher ist es nur 
selbstverständlich , daß die Handelsbilanz 
zwischen den beiden Landeatel1en ein stän
diges Defizit fUr Ostpakistan aufweist 
(1948- 68 insgesamt 5 800 Mio . Rupien) . 12) 

Diese Politik des wirtschaftlichen Aus
baus Westpakistans auf Kosten des östl i
chen Lande~tells wird durch die FUnfjahr
pläne der Regierung noch gefördert . So 
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zeigt ein Verg l e i ch der öffent~lchen unQ 
privaten Investitionen in den ersten drei 
Jahren des 3. FUnfjahrplanes ( 1965- 68) , 
daß nur 37~ nach Ostpakistan , aber 63~ in 
den Westen g1ngen . 13) Außerdem hatte West
pakistan bereits in den vorigen Fünfjahr
plänen den größten Teil des Investltlons
aui'kolllmens an Land gezogen - fUr den Aus

bau der neuen Hauptstadt Islamahad und den 
Mangla- und Tarbeladamm . In diesem Zusam
menhang sei darauf verwiesen, daß Ostpaki
stan fast jährlich von Flutketastrophen 
heimgesucht wird und daß daher gerade hier 
Dammbauten noch wesentlich wichtiger gewe
sen wär en als im Westen . 

Di es alles hat natUrlieh Seine unmi ttel

baren Auswirkungen auf das tägliche Leben 
der Menschen in Ostpakistan. Zwar ist das 

Pro- Kopf- Einkommen in Pakistan in der letz
ten Dekade um 29% gest i egen , aber das jähr
liche Pro- Kopf- Einkommen ist im Osten mit 
98 Rupien fast um die Hälfte niedriger als 
im Westen mi"t 178 RUPien . 14

) Infolge der 
Inflation sind die Löhne in Ostpakistan 
währ end der letzten Dekade um ;~ gesun
ken . 15 ) DafUr sind die Preise der wichtig
sten Lebensmittel bedeutend angestiegen. 
Der PreiS für Reis, Weizen und Senföl pro 
Einheit beträgt im Westen 20, 25 bzw . 2 , 5 
Rupien ; im Osten dagegen 45, 35 bzw . 5 Ru
pien. 16) Diese Preissteigerungen fUhrten 
dazu, daß in Ostpakistan in der Zeit zwi
schen 1964/65 und 1968/69 der Pro- Kopf- Ver
brauch von KörnerfrUchten um 3 . 2~ . von 
Speiseöl um 34 , 8~ und von Kleidung um 34 , 2~ 

gesunken ist. 17 ) 

Dies ist der ökonomische Rahmen , in dem 
die politische Entwicklung in Qstpakistan 
gesehen werden muß. Wann immer das Volk 
um seine Rechte , seien 5ie nun kultureller , 
sozialer oder politischer Art , kämpfte, war 
es jedesmal ein bewußter Kampf gegen die 
wi rtschaftliche Ausplünderung durch die 
westpakistanische Bourgeoisie. 

II . 
Zentrales Problem der pakistanischen 

Außenpolitik is"t das ständig sm Rande eines 
offenen Konflikts schwebende Verhältnis 
zu seinem militärisch und ökonomisch Uber
legenen Nachbarstaat Indien. Die s ist das 
e r ste Moment , aus dem sich die Beziehungen 
zu den Nachbar staaten und den Großmächten 
ableiten . 

Da eine der wesentlichsten BegrUndungen 
tur die Schaffung eines eigenen Staates 

die befürchtete Hlnduherr schaft war. aber 
Pakistan seinem Hindunachbarn noch immer 
völlig unterlegen ist , ergibt s ich bereits 
aus dem Ziel der staatlichen Konsolidie 
rung die Fronts tellung gegen Indien . 

Da Indien nach sein er Unabhängigkeit 
einen relativantiimperialistischen Kurs 
i n der Außenpol itik steuerte und freund 
schaftliche Beziehungen zur UdSSR und zur 
VR China aufnahm, ergab sich aus oben de
finierter Frontstellung, daß sich Pakistan 
dem imperialistischen Lager anschloß . Dies 
fiel der herrschenden Klasse um so leich
ter , weil aie ohnehin ökonoml scb und poli
tisch eng mit den Imperiali sten verbunden 
war . Pakis"tan orientierte sich in der AUßen
politik an den USA . Dies hatte zwei Effek
te : Mittels US- amerikanischer Waffen- und 
Ausbildungshilfe konnte Pakistan die mili
tärische Uberlegenheit Indiens teilweise 
ausgleichen und zum anderen seine eigene 
internat i onale Position im Sog der USA auf
werten. AUßerdem wurde Indien durch die 
vehemente Aufrüstung Pakistans gezwungen , 
Industriekapazitäten aus den produktiven 
Sektoren der Volkswirtschaft abzuziehen, 
und sie ebenfalls zum Ausbau der eigenen 
RUstung einzusetzen. Die wichtigsten Schrit
te dieser Politik waren der pakistsnisch
amerikanische Militärvertrag vom 19 . 5.1954, 
der Beitritt zur SEATO 18) (8 . 9 . 1954) und 

zum Bagdadpakt (23 . 9 . 1955)' der später in 

CENT019) umbenannt wurde . Die SEATO 
war vor allem gegen die VR China, die CENTO 
gegen die USSR gerichtet . Ubrigens wurde 
in Pakistan ähnlich wi e in der BRD, wo vor 
dem Beitritt zur Europäischen Verteidi
gungsgemeinschaft der KPD-Verbo"tsentrag 
gestellt wurde, vor dem Eintritt in die 
SEATO sm 5 .Juli 1954 die Kommunistische 
Partei verboten. 

Daß während des Kaschmirkonflikts nicht 
nur Pakistan, sondern auch Indien von den 
USA Watfen erhielt , resultiert nicht aus 
einer prinzipiellen Änd erung der imperiali
stischen Politik, sondern aus taktischen 
Uberlegungen, da es zu diesem Zeitpunkt 
möglich erschien, Indien enger an die im

perialistischen Mächte zu binden. 

Durch die hier beschriebene Politik wur
de Pakistan außenpolitisch gesehen zum per
manenten Konfliktherd auf dem indischen 
Subkontinent und zum Bestandteil des stra
tegischen Autma r schgebietes gegen die so
zialistischen Steaten . Innenpolitisch ver
tiefte natürlich die Uberwiegende Orien-



tierung auf Militärfragen (rund 50% des Ge
samthaushaltes wurden fUr militärische 
Zwecke ausgegeben) die auftretenden sozia
len und ökonomischen Probleme , verhinderte 
deren Lösung und fUhrte zum verstärkten 
Kampf der demokratischen, anti feudalen und 
anti imperialistischen Bewegung . Die Bin
dung an den Imperialismus stärkte und kon
servierte die Herrschaft der reaktionären 
Elemente im gesamtgesellschaftlichen Be
reich. Der besondere Stellenwert Pakistans 
innerhalb der imperialistischen Globalstra
tegie ergibt sich aus der Tatsache , daß 
Pakistan , seit Persien durch die Politik 
der UdSSR als CENTO- Macht außenpolitisch 
relativ neutralisiert wurde (was natUrlieh 
nichts an den inneren Zuständen in Persien 
zu ändern vermochte), und Sich nicht mehr 

in dem Maß wie frUher zu Subversions- und 
Diversionszwecken mißbrauchen läßt , einer 
der wichtigsten US-StUtzpunkte nicht nur 
in SUdaslen, sondern auch im Mittleren 
Osten ist. Ein Ausscheren Pakistans aus 
dem imperialistischen Lager würde den ohne
hin brUchig gewordenen Ring um die sozia
listischen Staaten (NATO, CENTO und SEATO) 
völlig durchlöchern . 

Ir!. 

Nach dem Sturz Ayub Khans (21 . 2 . 1969) 
kUndigte der neue Mllltärdiktator Yahya 
Khan zum ersten Mal nach Uber 10 Jahren 
Wahlen !Ur den 5 . 10.1970 an. Diese Wahlen 
mußten infolge der Flutkatastrophe in Ost
pakistan auf den 7 . Dezember verschoben 
werden . Dabei gewann die Awami-Liga in der 
Nationalversammlung 167 Sitze (insgesamt 
waren 313 zu vergeben) . Während die Awami
Liga damit nur zwei der in Ostpakistan zu 
vergebenden Sitze nicht gewann, gewann in 
Westpakistan die Partei des ehemaligen 
Außenministers Bhutto die Mehrheit der 
Sitze (84) - allerdings nicht in ganz West
pakistan , sondern nur in zwei Provinzen , 
so daß nicht gesagt werden kann , Bhutto 
vertrete We stpakistan . 

Die Awami-Liga hatte ihren Wahlkampf auf 
der Basis des 6-Punkte- Programms ge fUhrt 
und außerdem noch eine Reihe zusätzlicher 
Forderungen erhoben . Die wichtigsten davon 
s ind: Eliminierung der Monopole und Kar
tel le , EinfUhrung einer progressiven Be
steuerung und einer Sondersteuer fUr luxus
konsum , Förderung der Klein- und Mittelbe
triebe des Textil- und Eisenwarensektors , 
Schaffung von Kooperationen , Nationalisie
rung des Jutehandels , Schaffung stabiler 

Preise fUr landwirtschaftliche Produkte , 
Zerschlagung des feudalen Großgrundbesitzes, 
Senkung der Pachten , Schaffung kostenlosen 
Schulunterrichts fUr alle Kinder innerhalb 
von fUnf Jahren, Gewährung des Streikrechts 
und des Rechts auf Gewerkschaften fUr die 
Arbeiter, Anhebung der Löhne , sofortiger 
Austritt aus der SEATO und der CENTO SOwie 
aus allen anderen Militärpakten . 20 ) Auch 
dieses Programm zeigt ganz klar, daß die 
Awami - Liga keine nationalistische, sondern 
eine demokratische und fortschrittliche 
Partei ist , die im wesentlichen die Inter
essen der Kleinbourgeoisie, aber auch der 
Arbeiter und Bauern vertritt . 

DAS SECHS- PUNKTE-PROGRAMM DER AWAMI- LIGA 

1 . Die Verfassung von Pakistan muß födera 
listisch und parlamentarisch sein , mit ei
ner auf der Basis des Erwachsenenwahlrechts 
direkt gewählten Legislative . 

2 . Es sollte (I . ) getrennte , frei gegen
einander konvertierbare Währungen fUr die 
beiden Teilstaaten geben oder (11 . ) als 
Alternative eine Währung , die gesetzlichen 
Schutzregelungen gegen Kapitalflucht vom 
östlichen zum westlichen Landesteil unter
worfen ist. 

4 . Die Hoheit fUr Steuer_ und Staatseinnah
men wird den Bundesstaaten gegeben ; die 
Zentralregierung wird finanziert durch Zu
teilung eines Teils der Steuern der Teil
staaten . 

5 . PUr Ost- und Westpakistan werden ge 
trennte Devisenkonten gefUhrt, die Forde
rungen der Zentralregierung werden durch 
die beiden Teilstaaten im gleichen Verhält
nis oder auf einer anderen Basis, die ver
einbart werden kann, befriedigt . 

6 . Eigene Kompetenz Ostpakistans in Ver
teidigungsangelegenhaiten ; eine Waffen
fabrik und eine Militär- Akademie werden in 
Ostpakistan errichtet , das zentrale Marine
Hauptquartier wird nach Ostpakistan ve r 
legt . 

(Quelle: Pakistan Observer , 2 . Mai 1967) 

Die erste Sitzung der neuen Nationalver
sammlung sollte am 3 . März 1971 stattfinden . 
Plötzlich weigerte Bhutto sich aber , mit 
Rahaman auf der Grundlage des 6- Punkte-Pro
gramms zu verhandeln , und verlangte eine 
Verschiebung des Termins . Daraufhin rief 
die Awami-Liga zu einem friedlichen Gener al-
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streik für die Zeit vom 3 . - 6 . März auf , um 
gegen die Verschleppung zu protestieren . 
I n seinem Aufruf warnte Mujihur Rahaman da
vor , Gewalt anzuwenden, da dies nur 1m In

teresse von Agents provocateurs ware und 
der Sache des Volkes schaden würde . 21 ) Die 
Zentralreglerung aber setzte die Armee gegen 
die streikenden Arbeiter eint und es wurden 
rund 300 Menschen get6tet. 22 ) Inzwischen 
gab Yahya Khan bekannt, daß er die Natio
nalversammlung !Ur den 25 . März einberufen 
habe. Einen Tag später, am 7. März , sprach 
Raheman in Dacca ; dabei entwickelte er ei
nen 4- Punkte- Katalog , nach dessen Annahme 
seine Partei Uberlegen werde, ob s~e an der 
N8tlon81versammlun~ teilnehme. Er forderte 
die Ubergabe der Macht an di e gewählten 
Volksvertreter, die Aufhebung des Kriegs
rechts, den RUckzug der Armee in ihre 
Quartiere und eine Untersuchung über die 
Massenerschießungen . Außerdem fc rderte er 
die Bevölkerung auf, vom 8 . März angefan
gen eine friedliche "Bewegung der Nichtzu
sammenarbei t " gegen Regierung und Armee 
durchzufUhren , bis diese vier Punkte ver
wirklicht worden seien. 23 ) 

Die Massaker der Zentral regierung im 
östlichen Landesteil setzten jetzt mit un
vermittelter Brutalität ein . 

Der seit Ausbruch der Kämpfe anhaltende 
Strom von FlUchtlingen in das benachbarte 
Indien verstärkte s ich, bis schließlich 
über 10 Millionen Bengalen , das sind über 
13% der Bevölkerung von Bangla Desh , in 
indischen Lagern lebten. 

Gleichzeitig nahm aber der bewußteste 
Teil der Bevölkerung den Kampf in der Form 
des Guerillakampfes wieder auf fUr d i e Be
freiung des Landes von der westpakistani
schen Militärdiktatur und fUr eine radikale 
Bodenreform. 

IV . 
Warum fUhrte nun diese schwe r e Klassen

auseinandersetzung zu einem Krieg zwischen 
Indien und Pakistan? 

DafUr gibt es mehrere GrUnde : Der aus 
der Kolonialzeit herrührende , und von den 
Bri ten geschUrte Religionskonflikt zwischen 
Moslems und Hindus fUhrte zu e iner Feind
steilung gegenüber Indien . Diese Situation 
nutzte die herrschende Klasse Pakistans in
nenpolitisch stets geschickt aus : Streiks, 
Bauernaufstände , ja selbst die erste demo
kratische Provinzreglerung Ostpakistans un
ter Fazlul Haq, der einige Verbesserungen 
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fUr die Bauern durchführen wollte, wurden 
mit dem Hinweis , daß die Anführer indische 
Agenten seien, vom Militär auseinanderge
jagt . Die ruhrer verschwanden im Gefängnis. 
Die hier zu Grunde liegende Struktur fin
det sich in einer der Ursachen dieses Krie
ges wieder : Mit der Orientierung suf den 
äußeren Feind wird von den inneren Schwie
rigkeiten abgelenkt , wie generell die Her
kunft sozialer Konflikte als das Werk ge
schickter und bewußter Drahtzieher ausge
geben wird, um zu verdeCken, daß sie dem 
GesellsChaftssystem immanent sind. Wenn 
also , um diese Theorie konsequent zu ver
folgen, die BefreiungSkämpfer aus Indien 
stammen , dann gibt es nur ein Mitte~, ihrer 
Herr zu werden, man muß nicht nur möglichst 
viele Ostbengalen töten , sondern auch die 
indische Provinz Westbengalen säubern, d .h . 
Krieg mit Indien fUhren. 

Der Verlauf des Krieges hat nun aber ge 
zeigt, daß die pakistanische Militärregie
rung in ihrem Versuch, den Krieg nach In
dien hineinzutragen und Indien an der Un
terstUtzung des BefreiungSkampfes des Vol
kes von Bangla Desh zu hindern, geschei
tert ist. Aber auch beim zweiten Ziel des 
Krieges , die bengalische Befreiungsbewe
gung zu zerschlagen, ist die Yahya Khan
Clique gescheitert. Das Volk und die Be
freiungsarmee von Bangla Desh Sind durch 
diesen Krieg nicht geschwächt, sondern ge
stärkt worden und ihre Bedeutung ist im Ver
lauf der Kampfhandlungen ständig gewuchsen . 
Ausdruck dafür ist u . a . der schnelle Vor
marsch der indischen Truppen , der bei den 
gegebenen geografischen Verhältnissen nur 
möglich war, weil sie die tatkräftige Un
terstützung des Volkes und der Befreiungs
armee genossen , und zu Recht als Befreier 
und nicht als Unterdrücker angeseben wur
den . 

Die häufig vorkommend e Auffassung, Indien 
habe sich der Aggression schuldig gemacht 
oder doch zumindest Pakistan zum Krieg pro
voziert, entspricht nicht den Tatsachen: 
Indien hat seit Frühjahr 1971 die pakista
nische Regierung mehrfach aufgefordert, 
sich für das Ostbengalen- Problem um eine 
politische Lösung zu bemühen , die es den 
über 10 Millionen Flüchtlingen ermögliche, 
in ihre Heimat zurUckzukehren . Die Yahya 
Khan-Clique bat jedoch den Terror in Ost
bengalen noch verschärft - offensichtlich 
nicht zuletzt auch in 4er Hoffnung , Indien 
ökonomisch zum Bankrott zu bringen . Denn 



Indien war zweifellos außerstande, die Ko
sten fUr den Unterhalt der FlUchtlinge 
(nach UNO-Schätzungen Uber eine Milliarde 
Dollar jährlich) tiber längere Zeit aufzu
bringen . 

Allein das FIUchtlingsproblem machte es 
fU r Indien zur unbedingten Notwendigkeit, 
die nationale Befreiungsbewegung von Bangla 
Desh zu unterstUtzen . Denn offensichtlich 
war.aufgrund der Halsstarrigkeit der west
pakistanischen Militärdiktatur jeder ande
re Weg zu einer politischen Lösung verbaut . 

Inzwischen sind die WUrfel gefallen : 
trotz der Unterstutzung der westpakistani
schen Machthaber durch die Regierungen der 
USA und der VR China ist die Volksrepublik 
Bangla Desh eine politische Realität gewor
den, an der niemand - auch die Flugzeug
träger der 7 . Flotte - etwas ändern wird . 
Das Schicksal des neuen Staates liegt in 
den Händen des Volkes von Bangla Desh . Für 
die Lösung der komplizierten Probleme , die 
die schweren Kriegszerstörungen und die 
weitgehende Niedermetzelung der ostbenga
lischen Intelligenz durch die pakistanische 
Soldateska aufwerfen , bieten die Vorschlä
ge der Kommunistischen Partei von Bangla 
Desh, die nach 17 Jahren opferreicher Ille
galität ihre legale Tätigkeit wieder aufge 
nommen hat, eine konstruktive Grundlage : 

Ihr Generalsekretär, Abdus Salam, be
tonte, seine Partei strebte die Bildung 
einer Nationalen Front an, die auf allen 
Ebenen wirksam wird . Ein guter Anfang könn
te darin bestehen , dem 5- Parteien-Komitee , 
das die Regierung berät, größere Befugnis
se einzuräumen und es politische Entschei 
dungen treffen zu lassen. Die Kommunistische 
Partei von Bangla Desh werde sich auf je
den Fall weiterhin fUr die Einheit aller 
linken, patri otischen und antiimperialisti 
schen Kräfte einsetzen . 

Abdus Salam befUrwortete eine Außenpoli
tik Bangle Deshs, zu deren WesenszUgen 
"feste und unverbrlichliche Freundschaft mit 
der 50wjetunion und anderen sozialistischen 
Ländern" gehören mUsse . Es gehe um eine ak
tive Politik gegen den Krieg und den USP.
Imperialismus mit seinen Militärpakten . 
China habe vor den UNO eine "unglaubliche 
und schamlose Haltung" eingenommen . In der 
fortschrittlichen Weltöffentlichkeit gelte 
es , die objektiv proimperialistische Poli
tik Chinas zu verur teilen und entschlossen 
an der Seite der Sowjetunion zu stehen , 
die ein treuer Ve r bUndeter aller um Fr ei
heit kämpfenden Völker ist . 

Anmerkungen : 

1) Horizont , Nr. 49/1970 , S . 13 
2) Das , Tapan , Why Bangla Desh, in : 

5ase for Bangla Desh , New Dehli , 1971 , 
S .82 

3) Tariq Ali , Revolutionary Perspectives 
for Pakistan , in : New Laft Review, Nr . 63 
(Sept.fOkt. 1970), 5 .43- 55 . hier : S. 47 

4) Ebd . 
5) Das , op . cit ., 5 .82 
6) Ebd . 
7) Daß Pakistan von 22 Familien beherrscht 

wird , ist inzwischen bereits zum Gemein
platz in der Literatur geworden . Selbst 
die "Neue ZUrcher Zeitung" (NZZ) ver
wendet diesen Ausdruck und gibt an , daß 
diese Familien 70~ der 5chlUsselindu
strien sowie das Bank- und Versicherungs
wesen kontrollieren (NZZ v . 26.4.1969) . 

8) Zit . n . Das , op . cH . , 5 .85 
9) Monthly Foreign Trade 5tatistics of 

Pakistan, June 1967 
Das , op . cit . , 5 . 87 
Ebd . 
Ebd., 5 .89 
Ebd ., S .90 

10) 

11) 

12) 

13) 

14 ) Government of the People ' s Republic of 
Bangla Desh (Hrsg . ) , Economic Exeloita-
tion of Bangla Desh , 0 . 0 ., o.J . (1971) , 
S . 1 

15) Das, op . cit ., S. 93 
16) Ebd . 
17) Ebd . 
18) SUdostasien-Pakt 

19) Zentrale Pakt- Organisation 

20) Zit . nach einer Rundfunkrede von 
Mujibur Rahaman am 28 . 10 . 1970 . Abge
druckt in: ease for Bangla Desh , op. 
cit . , 5 . 17-24 

21) Zit. nach Why Bangla Desh, op . cit ., 
S.16 

22) Ebd . , 5 . 46 , und internationale und 
westdeutsche Presse der ersten Märzwoche 

23) Lett~r to Fraternal Communist and 
Worker ' s Parties on the Situation in 
Bangla Desh from the Communist Party 
of East Pakistan (Bangla Desh) , New 
Dehli , 1971 , S. 15 

"Auf do • .., W.i", kann i<h d<m >Tm.n K.rl da 
drin helf.n. ohne K .. ch m;, mein« Liebling>' 
khl ... gt tu knol<n." 
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"RHODESIEN 
LOTHAR KILLMER' . . 
MONOPOLVERSCH W ORUNG GEGEN DAS VOLK VON SIMBABWE 
Oie brltlsch·rhodeslschen Verhand

lungen, t'lelt sechs Jahren mit der ~ab
trünnlgen~ Kolonie geführt, fanden im
mer wieder Schlagzeilen und rührende 
Kommentare in den Westgazetten. Un
verdient, wie das jetzt vorliegende 
;'i- Punk te-Ergebnis beweist. Denn - wie 
wh' . schon immer betonten - geht es 
nen Gentlemen der Londoner City nicht 
um die Beseitigung eines der barba
,'ischsten Systeme unserer Zeit, wie sie 
der Welt gern einreden möchten, son
del'n nur um seine .. demokratlsche~ 

MallkJerung: Sallsbury denkt nicht dar
an, Wahlen nach dem Grundsatz "Ein 
Mann - eine Stlmme~ durd'lZutühren, 
dC!nn dlls würde eine afrikanisdle Re
gierung an d ie Macht bringen: SaHs
bury ist nur , D .ulten M

• mehr A f r ika
nern Sti mmrecht und mehr Posten i., 
der Verwaltung :w geben und ihnen 
Boden abzutreten. Zyniker haben be
reits ausgere9lnet, daß - wenn alles 
"guI" geht - die Afrikaner den Wahl
s timmilnteil Ihrer Unterdrücker Im 
Jahrt> 2000 erreichen würden. 

Doch liehen wir uns jenes 390000 km' 
gtoße Land zwischen Sambesi und Lim
PQpo et.was näher an, das seine afri
kanische Bevölker ung Simbabwe, seine 
nut 2:'10000 zählende weiße Herren
schicht Rhodesien nennt : Eine Handvoll 
Grund -, Minen -, Bank- und Fabrik
besitzer hai sdlOn In der br itischen Ko
lonlal7.eit über fünf Millionen Matabele. 
Mashnna und andere" Afrika ner ein im
mer bru taleres Ausbeutungssystem er
richtet , das heute der südafr ikanischen 
Apartheid ähnelt. Die Bevölkerungs
mehrheit ist rechtlos (kaum 9000 Afri
kaner sind wah lberedl.tlgt) , ihre Führer 
~iml eingekerkert und Ih re Organisatio
nen verboten. Wer sich im Netz drako
nischer "Gesetze" fängt, den erwarten 

AUS :ND,2711.71 

PRESSESPIEGEL 

Vprnehmungsfolter, KZ oder Tod. Dazu 
sind aufgeboten : eine Armee mit Lutt
waffe, acht Br.talllone Territorlaltrup
pen_ eine Millz, die fast jeden weißen 
Mann erfaßt, und eine gutgerüstete, 
mobile Polizei. 

Dieses unmenschliche System haben 
Simbabwes Patrioten nie hingenommen. 
Der Widerstand verstärkte sich, als 
~Premler~ lan Smith am 11. Novem
ber 19~ die ~Unabhängigkelt .. verkün
dete und am 2. März 1970 die "Re
publik Rhodesien" prok1amier~e. Lon· 
don reagierte mit lendenlahmen Prote
sten, d ie UNO und der Skflerheitsrat 
dagegen mit gezlelten BoykottbeschJüs
sen, Simbabwes Freiheitskämpfer mit 
bewaffneten Aktionen : Im August 1967 
kam es Im Westen und im Mä.rz 1968 
im Norden des Landes zu Feuergefe-.n
ten. Aktionen gegen den Flugplatz Vic
loria Falls und gegen Posten an der 
Sambesl-Grenze folgten . Salisbury ant
wortete mit Verhaftungen, Hinrich tun
gen und der Ausdehnung der Rassen
get!etzgebung. 

Im Grunde selzen die Rassisten nur 
(ort. - wenn auch zugespltz.t -. wozu 
die br iti.,chen Kolonialherren seit Cecll 
Rhodes den Grundstein legten. Die 
~ Landakle" z. B., die die afrikanische 
Bevölkerung vom angestammten Bnden 
vprj;!~te. um sie wr Arbeit aut den 

Großta rmen und In den Minen zu zwi n
gen, s tammt - aus dem Jahre 1930. lj3.n 
Smith' neues Bodengesetz stellt nur 
eine Erweiterung dar - zur Beseitigung 
von ~Mischsiedlungen~ _ Es ist auch ein 
Fakt aus der Kolonialzeit, daß die Afri
kaner an den reichen Bodenschätzen 
ihrer Heimat (Asbest, Gold. Kohle. Kup
ter, Chrom. Zinn. Kalkstein. Lithium. 
Elsen. Phosphate. Tanlalil-Kolumbit. 

dratldlometer großes Land und seine 
nict1twelße Mehrheit - in gradleU ge
mILderter Form. Bis abel' die "Kalfern u 

Die britische Regierung hat sich nach jene an Schulbildung und Steuerauf
Informationen der AP damit einver- kammen gekoppelten Wahlrechtsquali
standen erkHirt. die Unabhängigkeit fikatlonen erfüllen, mit deren Hilfe s ie 
Rhodeslens anzuerkennen. Die rhadesi- dann tbeoretisch gleicb viele oder mehr 
sehe Regierung 5011 dafür im Austausch Abgeordnete als die Weißen stellen 
Konzcsslonen z.ur Verbesserung des po- k h ·· h I -
HUschcn und wlrtscha1l\ichen Status önnen, zie cn sh;"er me ras Jene 
der fa st fünf Millionen Schwarzen im zebn J ahre Ins Land, während derer 

J..cndon mit je fünf Millionen Pfund 
Land zugesagt haben. Nach Darstellung Ausblldungs- und Erwerbsohancen der 
von KonCel'enzkreisen. meldet AP wei- Afrikaner verbessern h elfen will. 
tel'. sollen die Abmachungen gewährlel- IDIE WELT,29,11.711 
slen, daß die Regierungsgewalt In Rho-
deslen fü r mehr als 25 Jahre weiter "in ds. LONDON, 24. Novcmber. Der 
weißer Hand" bleibt. "Frledensschlußu zwischen England 

Der sildafr ikanische "'1injstcrpl'ä ~ i. und Rhodesien W1.Irde an der Londoner 
dent Vorster schrieb in e inpm Glück- Börse mit lauten Jubelrufen begrüßt. 
wunsdl. an belde Regierungen. er sei Rhodeslsche St.aatsilnlelhen schossen 

G ß um 25 bis 30 Prozent in die Höhe. da nun "glücklich, daß dip Regierungen 1'0 -
bl'i tanniens und Rhodeslens Z;.l einer die Honorierung der notleldend('n Ku
Einigung gekommen sind". Oppositions- pons mit Sicherheit e.rwarle t wird. Die 
fübrer de Villen bezeichnete in Pl'eto- Anteile englischer Indushie- und Mi 
ria die Nachricht als ~gute Neuigkeit nengesellschaften mit Direklintercssen 

und mit sechs J ahre lang eingefrore
für alle Freunde Rhodesiens uod alle nen Aktiva und Gewinnanteilen In 
Südatrikaner". Auch in Portugal wurde Rhodesien W1.Irden in groß<!n Posten zu 
d ic Nachricht sehr positiv aurgenom~ sprunghaft s teigenden Kursen gckauft. 
m, !FAZ .25.11.71J IFAZ ,25.11.71J 

~ Wenn wi r hier jetzt Kaffernh el'r- . 

Glimmer, Berrylllum und Halbedel
steine) keinen Teil haben. Das jähr
liche Durchschnittseinkommen der 
250000 Nlchtatrikaner beträgt heute 
etwa 1400 P fund Sterling (ht). das der 
Simbabwer 140 ist. 

Billigste Arbeitskrll.tte und Sich erheit 
filr Kolonialraub sind ja auch die 
Gründe, weshalb 200 britische Konzerne 
in Simbabwe 290 Tochtergesellschaften 
gründeten, 200 Mio ist in die Wirt
schart steckten und jährlldl 10 bis t., 
Prozent Reingewinn ei nstreichen. Der 
Profitgeruch lockte auch andere Mono
polhaie an, z. B. die der USA. Längere 
Zeit aus taktischen Gründen im Halb
schatten (um In der UNO nIcht noch 
mehr aufzufaUen). traten sie Im März 
1971 offen auf dem rhodesischen Markt 
als Großaufkäufer für V,irglnlatabak 
auf, nachdem kurz zuvor die Nixon
Administration auch die Genehmigunil 
zum Kauf von 150000 t rhodesischen 
Chromerzes bekanntgegeben hattt' . 
Nicht zu reden von dem schier unent
wirrbaren Geflecht britischer, a merika
nischer, südafrikanisdler und BRD-Ge
seUschalten, d ie sich ,in Rhodeslen be
reichern. übrigens weilte im Frühling 
dieses Ja hres auch Franz Jose! Strau ß 
wieder einmal als willkommener Gast 
in Salisbury, wo er handfeste Mono
polinteressen wahrnahm. 

Zu deren Schutz wurden die UNO~ 
Sanktionen frech boykottiert und a lle 
Maßnahmen ergrü'!en, um Ian Smith' 
Barbarenherrschaft als Vorposten des 
ganzen aggressiven Verbundsystems in 
Südafrika zu halten: des Apartheid
Imperialismus in Pretoria, des PQrtugie· 
sisdlen KolonJaltaschismus in Angola 
und Mrn;ambique. Und den Dauersegen 
erhält diese unhellige Allianz in Ge
stalt von Militärhi!fe der stärksten 
NATO-Staa ten. 

sind auch wenn an eine formale Aul1lebung 
durch den Weltsicherheitsrat auf absehbare 
Zeit kaum zu denken sein mag -, !leben In
dust rielle und Au6enhlindler aus illler Welt 
sich auf der Suche nach Kunden in Salisbury 
und Bulawayo die Türtdi-ftke In die Hand. Un
ter ihnen sowohl Amerikaner und Japaner, 
wie Briten, Franzosen, Deutsche und angeb
lich selbst Osterreicher, manche von Ihnen 
sogar als Mitglieder mehr oder weniger om
'ZielleT oder offi'Zlöser Missionen. 

IHB,9.12.71J 

"Die Sowjetunion 
erkennt das rassistische Regime nicht an 
und weist jegliche Manöver zurück., die 
darauf abzielen, diesem Regime 
,legalen ' Charakter zu verleihen. Die 
Sowjetunion war :md Ist konsequent 
dafür., daß e.nt9prechend den Beschlüs· 
sen des Slmerhe.Jtsrates und der UNO· 
Vollversammlung wirksame Maßnah
men eingeleitet werden, die darauf ge~ 
richtet sind. das .rassistlsche Regime in 
Südrhodesien zu beseitigen und die 
Madlt sofort in die Hände seines recht
mäßigen Herrn, des Simbabwe-Volkes, 
zu legen." 

ITASS NACH, ND , 5.11.71J schaft bekommen_" sagte letzte Woche Seit vor 14 T ... gen die prQv~-
eine weiße Andenkenverkäuferin in 5<1- sorische Verständi9un9 zwischen PremlermL
lisbury. ,,)\iehe ich rort". Sie wird bl ;!i - nister lan Smilh und dem britischen Außen~i
ben können. Denn alles, was Ian Smit.h nistet erwarten ließ, daß die von den Vereln
Sir Alcc konzedierte, zementiert auf ten Nationen vor se~h5 Jahren fiber Rhod.e
J ahrzehnte hinaus die Hel'T'Schaft der sien verhängten WLrtschal tssanktlonen für 
weißen Rhodesier tiber ihr 390 000 Qua- aBe praktiscben Zwecke unwirksam geworden 
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AFRIKA 

Die 1. und 2 . Folge dieser Uberslcht 
"Das M11itärpotentla1 des Kolonialismus 
und Neokoloniallsmus in Afrika" erschienen 
in AlB Nr . 5 bzw. 11/12 , Jg . 1971 . 

In AlB 2/1972 wird eine weitere Fort
setzung Uber die militäri sche Bedrohung 
Afrikas durch den britischen Imperialismus 
erscheinen . 

KURT STEINHAUS: 

DAS MlLITARPOTENTI A L CES KOLONIALIS 

MUS UND NEQKOLONIALlSMUS IN AFRIKA(3) 

:l Der französische Imperialismus 

Neben Portugal und Spanien gehört Prank
reich zu den drei traditionellen Kolonial
mächten, die immer noch Truppen in Afrika 
unterhalteD - und zwar sowohl auf dem 
Territorium junger Nationalstaaten als 
euch noch in einem Kolonlalgeblet. Die auf 
Afrika bezogene Ml1itärpolitlk des franzö
sischen Imperialismus trägt so teilweise 
noch kolonialistische, Uberwiegend jedoch 
neokolonialistische ZUga . Sie ist im Ubri
gen auch nicht auf direkte militärische 
Präsenz beschränkt , sondern beinhaltet zu
sätzlich die verschiedensten Formen impe
rialistischer "MilitärhllIe" . 

Zunächst einige Daten zum französischen 
Militärpotential insgesamt: 

Frankreich ist ein hochentwickeltes 
Industrieland. Es Ubertrillt z.B. die Ge
samtheit der OAU- Staaten (d .h . Afrika ohne 
SUda~rika und "Rhodesien") nach dem Stand 

von 

1968 bei der Erzeugung von Elektroener
gie um das 4,2 fache (117,9 Hrd kWh ge
genUber 22,6 Mrd kWh) , 

_ 1969 bei der Rohstahlproduktion um das 
74 lache (22,5 Mio t gegenUber 0,3 t).~) 
EntspreChend dem hohen Stand der indu

striellen Entwicklung i s t der französische 
Imperialismus imstande , starke und modern 
(u . s. mit Kernwaffen) ausgerüstete Streit
kräfte zu unterhalten. 2 } 1971 verfUgte 
Frankreich Uber reguläre Streitkräfte in 

Stärke von 502 . 000 Mann : 

Heer: 329 . 000 Mann: 
Luftwaffe : 104 .000 Mann mit u.a. rund 
500 Kampfflugzeugen sowie 400 Transport
flUgzeugen und Hubschraubern : 3) 
Marine: 69.000 Mann mit u.a. 19 U-Booten, 
4 Flugzeug- bzw. Hubschrauberträgern, 
, Kreuzer, 46 Zerstörern und Fregatten, 
19 Schiffen für Landungsoperationen, 103 
sonatigen Kriegsschiffen, 200 Marine
kampfflugzeugen. 

Seit dem Zerfall seines Kolonialreiches 
hat Frankreich ständig seine Streitkräfte 
auf afrikanischem Boden reduziert. Nach 
dem Stand von 1971 befinden Sich in Form 
geschlossener Kontingente noch 11 .500 fran
zösische Soldaten in Afrika : 

In der letzten franZÖSischen Kolonie 
in Afrika Afars und !saas (frUher "Fran
zösisch Somaliland", heute formell ein 
"Uberseeterritorium,,)4) Sind 4 .900 Mann 

stationiert , nämlich 
3.600 Mann Heer, 

- 500 Mann Luftwaffe (1 Staffel Jagdbomber, 
1 Staffel mit Transportflugzeugen und 
Hubschraubern) , 

- 300 Mann Marine (mit eLn1gen Minensuch
und Landungsbooten) , 
500 Mann Gendarmerie. 

Damit kommen (ohne Gendarmerie) auf je 
100 Einwohner der Kolonie (Bevölkerung ca . 
80 . 000) sechs Soldaten. Wollte Frankreich 
für seine eigene Bevölkerung die gleiche 
Relation erreichen , mUßte es Streitkräfte 
in Stärke von Uber 3 Mio Mann unterhalten! 

Frankreich hat bilaterale Verteidigungs
abkommen mit 12 afrikaniachen Staaten ge
schlossen und unterhält in sechs von ihnen 
Truppen in Stärke von 6.600 Mann, nämlich: 
- im Tschad : 1.300 Mann (600 Mann Heer, 

700 Mann Luftwa.ffe mit 6 Transportflug
zeugen und 10 Hubschraubern); 
in Gabun: 200 Mann Heer; 
in ElfenbeinkUste und Niger : 600 Mann 
Heer ; 

- in Senegal : 2 . 000 Mann (1 . 200 Mann Heer, 
300 Mann Lu.ftwaf.fe und mit 6 Transport
flugzeugen, 500 Mann Marine mit 2 Gelei t
booten) ; 

- auf Madagaakar: 2.500 Mann (1 . 250 Mann 
Heer , 800 Mann Luftwaffe mit einer Jagd
bomber- Staffel und 6 Transportflugzeu
gen , 450 Mann Marine und 1 Fregatte und 
2 MinenSUChbooten) . 

Angesichts der Tatsache, daß die mei
sten afrikanischen Armeen weniger als 
5 . 000 Mann (mit vergleichsweise schwacher ~ 



und veralteter Bewaffnung) umfassen , stel
len die direkt auf afrikanischem Territo
rium stationierten f ranzöaischen Truppen 
einen beachtlichen militärischen Faktor 
dar . Di es gilt umro mehr , als s ie jeder
zeit schnell vers t ä r kt werden können : 

Zur militärischen Ab sicherung der um

fangrei chen kolonialen und neokolonialen 
Interessen des französischen Imperialismus 
1n Afrika steht eine in Südwestfrankreich 
stationierte Eingreifdivis i on bereit , die 
speziell fUr Luft- und Seelandeoperat10nen 
ausgebildet und ausgerUstet ist . 5) Sie be
steht aus sechs Fallschirmjägerregimen
tern (z . T. aus Angehörigen der Mar inein
f anterie und der Fremdenlegion gebildet) 
und Ubertrifft mit 16 . 000 Mann die Streit
kräfte der meisten subsaharischen Natio
nalstaaten an Stärke. GestUtzt auf See-
und Luftstreitkr äfte. die eine größe r e 
Transportkapazität und Fauarkraft reprä
sentieren dUrften als die Flotten und 
Luftwaffen aller OAU- Stsaten zusammen, kann 
diese Division jederzeit schnell an jedem 
beliebigen Punkt Afrikas eingesetz t wer
den . Dies wurde Ubrigens nicht nur in Ma
növern, sondern auch in realen Kampfein
sätzen unter Beweis gestellt : z . B. 1965 bei 
der Niede r schlegung einer Revolte gegen 
das neokolonial i stlsche Marlonettenregime 
in Gabun ö auch im Tschad sind französische 
Truppen seit Jahren in bUrgerkriegsähnli 
ehe Kämpfe verwickelt . 

Die ehemaligen französischen Kolonien 
im 8ubsaharischen Afrika sind in bezug auf 
ihre militärische Au srUstung und die Aus
bildung von Offizieren immer noch stark 
von Frankreich abhängig : das Kriegsmaterial 
bes teht in der Regel aus fran zösischen 
Uberschußbeständen, das Offizie r skorps er
hielt und erhält immer noch meist seine 
Ausbildung in Frankreich . Auch dienen im
mer noch französische Militärkader in ef
rikanischen Armeen - 1967 waren es 1 .400 
Offiziere und Unteroffiziere . 6) 

Nicht unerwähnt bleiben darf ferner 
die bedeutende Rolle , die der französische 
Imperialismus bei der Stärkung des gegen 
Afrika eingesetzten imperialistischen Mi
lltärpotentials durch die AufrUstung Is
raels und SUdafrikas gespielt hat bzw . 
spielt : Bis 1967 verfUgte z . B. die israeli
sche Luftwaffe fast ausschließlich über 
Kampfflugzeuge französischer Produktion; 
SUdafrika e r hi elt und erhäl~ vor ellern 
Kriegsschiffe und - flugzeuge aus Frankreicb . 
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1) Vgl. Die "Welt in Zahlen . Herms Stati
stik 1971/72, München 1971, 5 . 29Off . , 
S. 307f . 

2) Militärische Daten nach Angaben des 
"International Institute for Strategie 
Studi es", London : The Militar y Balance 
1971- 1972 bzw . 1970- 1971; R. Booth . The 
Armed Forces cf African States , 1970 
(Adelphi Papers, No . 67 ) 

3) Vgl . auch Wehrkunde (WK) , 9/1970 , S . 484 

4 ) Ein Berlch t über diese Koloni e er
scbel n \. im Al B 2/72 

5) Vgl . auch WK i 1/1967 . S .47 ; 4/1971 , 
S, 216f. 

6) Vgl . WK , 10/1968 , S . 543. 

URUGUAV 

D. BORlS,E . BORlS.W EHRHARDT : 

VOM "WUNDERLAND" ZUM ARMENHAUS 

Von jenem bekannten Stereotyp, · ... elches 
Uruguay mit der Schweiz in Zusammenhang 
bringt, 1st in den letzten 15 Jahr en nur 
noch soviel richt i g geblieben, daß beide 
Länder mit eine r Uberalterten Bevölkerungs
struktur und zunehmenden faschistischen 
Tendenzen konfrontiert s ind. GleiChwohl 
ist es zutreffend , daß Uruguay in vielen 
Momenten seiner Entwicklung und Sozial
struktur sich von den meisten lateinameri
kanischen Ländern abgehoben hat und noch 
abhebt. Das relativ hohe Pro- Kopf- Einkom
men (mit dem es spätestens seit Anfang 
der fUnfziger Jahre abwär ts geht) , das ent
wickelte und formell großzUgige Soz1a11ei
stungssyst em , der hohe Alphabetisierungs
grad (9~), die verhältnismäßig starke 
Beachtung bUrgerl1ch- demokratlscher Spiel
regeln , die geringe Bedeutung des Mili
tärs und der Kirche 1111 politischen Prozess 
_ alle diese Elelllente des uruguayischen 
Gesellschaftssystems , die mehr oder min
der stark im Abbau begriffen sind , gehen 
auf jene Dekaden zurUck , in denen das Land 

mit goldenen Ketten an das imperialistische 
System internationaler Arbeitsteilung ge
bunden war und sich dnbei leidlich wohl 

fUhlen konnte. 



ENTSTEHUNG URUGUAYS 

Ähnlich wie andere Regionen des sUdli
chen Lateinamerika wies das Gebiet des 
heutigen Uruguay keine Edelmetallvorkommen 
auf und blieb daher fUr die spanischen 
Eroberer zunächst relativ unattraktiv . Ge
gen Ende des 16. Jahrhunderts wurde Buenos 
Aires gegründet, 1725 Montevideo . Nach La 
Plata strömten nun, nachdem das spanische 
Handelsmonopol gegen Ende des 18. Jahr
hunderts praktisch zusammengebrochen war , 
die ReichtUmer Ober-PerUs. Ebenso wurde 
das Gebiet nun zu einem Exporteur von Häu
ten und Rindflei sch ; der Boom berUhrte je
doch kaum das Hinterland beider Städte . 
Obgleich England während der napoleonischen 
Kriege (bis 1814) VerbUndeter Spaniens 
war und ihm damit in SUdamerika die Hände 
gebunden waren, griffen doch 1806 und 1807 
britische Flotillen Buenos Aires und Monte
video an . Nachdem sich dann 1810 Buenos 
Aires von der spanischen Krone losgesagt 
hatte, weigerten sich die Kaufleute Monte
videos , diese neue Autorität anzuerkennen, 
da sie inzwischen die Vorteile des freien 
Handels mit England, das wegen der Konti
nental-Sperre besonders aggressiv nach 
neuen Märkten suchte , genutzt hatten . Ein 
etwa zwanzig Jahre währender Kampf gegen 
sowohl spanische wie portugiesische Inva
sionen unter dem zum Nationalhelden gewor
denen Jose Artigas fUhrte schliesslich 
1828 zu einer selbständigen Republik Uru
guay. Es war England, das Brasilien wie 
Argentinien zur Anerkennung einer Puffer
zone von etwa 60.000 Einwohnern zwang ; 
der neue Staat stellte ein nicht einmal 
von seinen Unabhängigkeitskämpfern gewoll
tes Gebilde dar - jenen ging es nur um 
Autonomie und lokale Selbstverwaltung im 

Rahmen eines unabhängigen La-Plata- Bundes 
staates . 

Jedoch brachte die SteatsgrUndung kei
neswegs eine Einstellung von Kampfhandlun
gen : Die ersten 40 Jahre der Republik sind 
durch fast permanente Aufstände und Cli
quenkämpfe gekennzeichnet , während derer 
sich zwei politische Interessengruppen her
ausbildeten : Colorados (Rote) und Blancos 
(Weisse oder Nationalisten). Sind letztere 
eher konservativ und klerikal ausgerich
tet - dabei die Interessen der Grossgrund
besitzer vertretend -, so stehen hinter 
den Color ados die städtischen Manufaktur
bourgeois . In ihren Auseinandersetzungen 
koalierten die Blancos meist mit Argenti
nien , das sich den neuen Staat einverlei-

ben wollte . Der Versuch einer achtjährigen 
Blockade Montevideos (1843 - 51) führte 
aber zu einer Stärkung der ökonomischen 
Position der Hauptstadt, nicht zuletzt auf 
Kosten von Buenos Aires, welches in den 
30er und 40er Jahren mehrmals von Briten 
und Franzosen belagert wurde, die einen 
ungehinderten Zugang zur gesamten La - Plata
Region erstrebten. Ein anderer Rivale war 
Uruguay in Brasilien erwachsen, das Ge
bietsansprUche stellte und mehrmals mili
tärisch intervenierte . Erst zu Beginn der 
70er Jahre legten die Blancos ihre Waffen 
nieder, wobei ihnen 4 der 15 Departements 
(ab 1897 : 6) als "eigenes" Territorium 
Uberlassen wurden, während die Colorados 
die Zentralregierung stel len sollten, was 
bis 1958 auch tatsächlich der Fall war. 

ÖKONOMISCHE ENTWICKLUNG 

Die Phase der Prosperität, die Uruguay 
von etwa 1870 bis 1930 erleben konnte , 
geht fast ausschließlich auf die im großen 
Stil betriebene Viehzucht und den Export 
von Fleisch und Wolle zurUck . Dank her
vorragender Naturbedingungen (Boden , Klima) , 
der kleinen Einwohnerzahl und der durchweg 
"europäischen BevölkeI'"Wl8 , der geringen Ka
pital- und Technologieerfordernisse der ex
tensiven Viehzucht konnte Uruguay sich eine 
bedeutende Position auf dem Weltmarkt er
obern . Die Entwi cklung der Fleischverarbei 
tung (KUhlhäuser und Konservenindustrie) , die 
Entfaltung des transatlantischen Verkehrs 
(KUhlschiffe) und der ansteigende Ver
brauch der europäischen Bevölkerung waren 
ebenso wichtige Bedingungen dieses ökono
mischen Aufstieges wie der Ausbau der 
Infrastruktur (Eisenbahnnetz) , die voll
atändige Einbeziehung des agrarischen Hin
terlandes in das kapitalistische System 
und die Stärkung der staatl ichen Zentral
gewalt in Uruguay . In den Jahren von 1870 
bis 1913 wuchsen die uruguayischen Expor-
te um durchschnittlich 3 , 5": pro Jahr ; wäh
rend des Ersten Weltkrieges verdoppelten 
sie sich sogar . Da der Anstieg der Produk
tion und der Exporte das Bevölkerungs
wachstum weit Ubertraf und gleichzeitig 
die ökonomischen Grundlagen dieses Reich
tums - die Viehzucht und die KUhlhäuser -
zum größten Teil in den Händen der einhei
mischen Bourgeoisie verblieben , gelang es 
der herrschenden Klasse, sich einen be
trächtlichen Teil des prodUZierten Mehr
werts anzueignen und dadurch - Uber die 
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Anlage im Bankensektor, Immobilienwesen , 
in Staataschuldverschreibungen - Bedingun
gen für die staatliche Wohl.f.ahrtspolitik zu 
schaffen . Ihr Beginn i st mit dem Namen 
des Präsidenten Jose Battle y Ordonez 
(Colorado), der i n den ersten beiden Deka
den dieses Jahrhunderts regierte, verbun
den . Die Entstehung breiter Mittelschich
t en, die relative Befriedung der Arbeiter
klasse und die gemütliche Koexistenz der 
beiden Hauptparteien , der Blancos und Co
loradoa, sind auf diese ökonomische Son
dersituation Uruguays zurUckzufUhren . Der 
britische Imperialismus, der bis 1914 176 
Mio . Dollar (und damit die höchste auf die 
Bevölkerung bezogene Summe in einem latein
amerikanischen Land) vor allem im Infra
strukturbereich, im Großhandel, im Banken
und Versicherungswesen , aber auch in der 
Fleischverarbeitungsindustrie investiert 
hatte , eignete sich so den anderen Teil 
des im primären Bereich produzierten Mehr
werts an und half , Uruguay den imperiali
stischen Ausbeutungsmechanismen gegenUber 
zu öffnen . 

Mit dem RUckgang das ökonomischen und 
politischen Gewichts des britischen Impe
rialismus und dem Auftreten anderer wich
tiger kapitalistischer Länder auf dem Welt
markt - wie den USA und dem Deutschen 
Reich -, die keine tur Uruguay so gUnstige 
"Ergänzung" wie Großbritannien darstell
ten, zeichneten sich bereits Schwierigkei
ten in der Fortsetzung der Exportprosperi
tät Uruguays ab . Dss starke Absinken der 
Exporte im Laufe der Weltwirtschaftskri se 
leitete in Uruguay - wie in anderen latein
amerikanischen Ländern - eine Phase der 
Industrialisierung auf dem Weg der Erset
zung der Importe des Massenbedarfs durch 
eigene Produktion ein . Hierdurch belebte 
sich die agrarische Produktion wieder , da 
sie Rohstoffe !Ur die ~eiterverarbeitende 
Industrie bereitstellte . Die Schranken 
dieser auf einen extrem kleinen Markt 
(2 Mio . Einwohner) zugeschnittenen Industria
lisierung wurden nicht offenbar , da 1m Zwei
ten Weltkrieg die Bedeutung der agrarischen 
Produktion wieder stark zunahm . Auf der 
Crundlage ansehnlicher Davisenreserven, 
die im Verlaufe des Krieges engesammelt 
worden waren und des Koreabooms entwickel-
te s ich die Industrie (insbesondere dyna
mische Industriezweige) auch noch zwischen 
1945 und 1955 rasch . 1950 Uberholte der 
Industriesektor den Agrarsektor in seinem 
Beitrag zum Sozialprodukt . 
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Daß jedoch diese Prosperität 1J!!mer noch 
entscheidend auf dem Export von Fleisch 
und Wolle beruhte , zeigte sich spätestens 
seit 1955, als die noch heute währende 
Stagnation bzw . der RUckgang der agrari
schen bzw. industriellen Pro-Kopf- Produk
tion einsetzte. Trotz der niedrigen Bevöl
kerungszuwachsrate von nur 1 , ~ hat Sich 
seither die durchschnittliche Konsumtions
möglichkeit des Uruguayers verringert. Auf 
die gefallenen weltmarktpreise tur Fleisch 
und Wolle reagierten die GrOßgrundbeSitzer 
anstatt mit Erböbung de s Volumens und/oder 
der Verbesserung der Produktivität mit Re
duzierung ihres Weltmarktangebots und der 
Anlege ihres Kapitals in weiteren Käufen 
von Land, um dieses auch fUrderhin exten
siv zu nutzen. Angesichts der sich be
schleunigenden Infletion und der unverän
derten Besitz- und Ausbeutungsverbältnisse 
auf dem Lande ist solches Verhalten - wie 
der US- Wissenschaftler R. H. Brannon fest
stellt - "ökonomisch rational aus der Per
spektive des individuellen Investors, aber 
unproduktiv vom Standpunkt der nat i onalen 
Entwicklung aus". 

Zwischen 1935/37 und 1959/61 fiel 
der zum Export bestimmte Teil der Wolle 
und des Fleisches von 46 ,4~ auf 26,4~, der 
Anteil Uruguays sm Weltmarkt !Ur Fleisch 
sank von 7 auf 4~ . Dieser RUckgang der 
agrarischen Exporte verschlechterte die 
Zahlungsbilanz rapide, schränkte die Rolle 
des Staates als Umverteiler des National
einkommens ein und reduzierte die Ausgaben 
fUr öffentliche Arbeiten, Verwaltung und 
die Pensionäre. Gleichfalls geriet hier
durch die industrielle Entwicklung unter 
Druck , da die Expansion der Massenkonsum
gUterindustrie an der Enge des kleinen und 
sterk protektionierten Marktes ihre SChran
ken fand und die wenigen neuen und dynami
schen Sektoren der Industrie (Chemie, Petro
chemie) obendrein unter Devisenmangel zu 

leiden begannen . 

Die extreme Verschlechterung der Lebens
bedingungen in den Städten und vor allem 
auch auf dem Lande (durchschnittlich sank 
das Realeinkommen des Uruguayers um o ,6~ 
jährlich) drUckte sich in einem Prestige
verlust der Colorados aus : Der "Reformka
pitel1smus", den diese Be .... egung der ein
heimischen Industriebourgeoisie und der 
Zwischenschichten hatte installieren kon-

Offensichtlich an seine Grenzen nen , war 
gestoßen . Die arbeitenden Massen (vor 81-



lem auf dem Land) konnten daraus aber -

aufgrund der relativen Schwäche der politi
schen Organisationen des Proletariats -
noch nicht die richtigen Konsequenzen zie
hen . So konnte die (von ihrer Klassenbasis 
her noch konservativere)Bewegung der Blancos, 
die durch ihre demagogischen Wahlverspre
chen 1958 die 90jährige Regierungstradi
tion der Colorados brechen konnte, sich 
durchsetzen . Die Blancos machten s i ch nun 
- entgegen ihren sozialen Versprechungen -
daran, den von der Colorado-Partei lang
jährig entwickelten Protektionswall sowie 
das Sozialleistungssystem abzubauen. Die 
zunehmende Verschuldung Uruguays machte das 
Land den Forderungen des Weltwährungsfonds 
leichter zugänglich, zumal dessen wohlver
standenes Interesse dem der Regierungspar
tei entsprach. Nach und nach wurden die 
Ratschläge dieses Repräsentanten der Gläu
biger, die auf eine Bestätigung und Ver
stärkung der bekannten internationalen Ar
beitsteilung (auf der Basis der Speziali
sierung auf ein PrOdukt) hinauslaufen , be
folgt : einheitliche und "realistische" 
Wechselkurse , Verringerung des Kredits, Re
duktion des BudgetdefiZits, Einfrieren der 
Löhne, freie Beweglichkeit von Kapital und 
Waren. Jedoch alle diese Heilmittel beruh
ten auf einer falschen Diagnose: die defi
zitäre Zahlungsbilanz resultierte nicht 
aus einer exzessiven inneren Nachfrage, 
sondern aus einer st rukturellen Schwäche 
des Exportangebots. Diese Politik , die den 
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Staat veranlaßte , auf eine große Anzahl 
von Interventionen zu verzichten, fUhrte 
zu einer unbedeutenden Erholung der agrari
schen Produktion (trotz der zahlreichen 
Subventionen , die sie erhielt), zu einer 
Serie von Abwertungen (der Dollar wurde 
1962 noch gegen 11 Pesos getauscht , 1968 
jedoch mußten schon 250 Pesos gezahlt wer
den); der RUckgang der produktiven Inve 
stitionen war begleitet von einem spekula
tiven Fieber , einer massenhaften Kapital

flucht und einer Zunahme der äußeren Ver
schuldung . Die ökonomiso;;:he Aktivität sank 
kontinuierlich weiter ab, insbesondere im 
industriellen Bere ich . Die galoppierende 
Inflation (im Ver lauf des Jahres 1967 lag 
die durchschnittliche Preissteigerungsrate 
bei 137% ! ) war Ausdruck eines scharfen 
Kacrpfes der verschiedenen sozialen Schich
ten und Klassen um die Erhaltung ihres Le
bensniveaus bei stagnierendem Nationalein
kommen. 

Auch das von Pacheco Areco Mitte 1968 
eingelei tete 11 Stabilisierungsprogramm" 
brachte nur vorübergehende Verbesserungen 
- Dämpfung des Inflationstempos, Verbesse
rung der Handelsbilanz - und auch di ese 
wurden dank des verhängten Lohn- und Preis
~ps we i tgehend von der Ar beiterklasse und 
den verarmenden Mittelschichten getragen. 
Der Prozess der Konzentration, vor allem 
im Banken-, Versicherungs- und Handelssek
tor schritt - unter maßgeblicher Beteili
gung ausländischen Kapitals - weiter voran. 
Die Produktionsstrukturen auf dem Lande 
wie in der Industrie wurden kaum verändert , 
die Investitionsrate blieb extrem niedrig, 
die Irrationalität des aufgeblähten Ver
waltungsapparats (von rund einer Million 
Erwerbspersonen sind fast 400 000 in öf
fentlichen oder privaten Verwaltungstätig_ 
keiten beschäftigt) blieb erhalten und die 
Arbeitslosenquote stagnierte bei etwa 8%. 
Die Volksmassen, die Sich zu Zeiten des ge
sicherten Reformkapitalismus immer wieder 
durch versöhnlich- ideologische Phrasen der 
Herrschenden hatten einnebeln lassen , er
kannten angesichts dieser Situation immer 
klarer , daß die eigentlich Betroffenen der 
uruguayischen Krise keineswegs die einhei
mischen Kapitalisten waren, die ihr Schäf
chen ins Trockene bringen konnten. Der in 
der offiziellen Propaganda so oft zitierte 
"Verlust eines Lebenstils" tat dem Wohlbe
finden der Bourgeoises durchaus keinen Ab
bruch . Den Preis fU r die Aufrechterhaltung 
der kapitalistischen Profite jedoch hatten 
die Werktätigen zu bezahlen. Die Propagie 
rung privatkapitalistischer Stimulierungs
programme hatte deshalb keine Chancen mehr . 
Ausdruck dieser Politi sierung waren die 
Generalstreiks von 1969 und 1970. 

poLITISCHE ENTWICKLUNG 

Die Regierung antwortete darauf mit dem 
Abbau des von ihr längst als Last empfun
denen "demokratisch- sozialstaatlichen Le 
bensstils" . Tausende von Arbeitern wurden 
f estgenommen und mißhandelt , der Ausnahme
zustand ausgerufen und f ast alle wichtigen 
bestreikten Betriebe "militariSiert", d .h .: 
die Arbeiter wurden zwangsweise zur Armee 
e i ngezogen (und damit der Militärgerichts
barkeit unterst ellt) , dann mit dem mili
tärischen Befehl , weiterzuarbeiten , in die 
Betriebe zurUckgeschi ckt und nach Feier
sbend in Kasernen untergebracht . 
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Damit wandte die Regierung Mittel an , 
die schon im Sommer 1968 geholfen hatten , 
eine Bewegung der Studenten und Schüler ge
gen Fahrpreiserhöhungen, der sich am Ende 
auch die Gewerkschaften angeschlossen hat
ten , zu "befrieden" . Dal:lals .... aren im Ver
lauf der Auseinandersetzungen drei Studen
ten von der Polizei erschossen .... orden . -
Mit der Militarisierung des Arbeitslebena 
ging eine Disziplinierung der Massenmedien 
einher , von der berühmten uruguayschen De
mokratie .... ar nur noch die Fema Ubriggeblie

ben . 

Der anti- demokratische Kampf richtete 
sich vor allem gegen die beiden wichtigsten 
Wider standazentren : die gewerkschaftlich 
organisierten Betriebe und die Universitä
ten . - Die in den 90er Jahren des letzten 
Jahrhunderts sich formierende gewerkschaft
liche Organisation der Arbeitermassen hat 
heute zu einem - wenn auch losen - Zusam
menschluss alle r Einzelorganiaationen (mit 
Ausnahme der in den späten 50er Jahren ge
grUndeten US- Ableger, die nicht einmal mehr 
die Rolle eines agent provocateur zu spie 
len imstande sind) gefUhrt , der vor allem 
von Kommunisten und mit ihnen sympathisie
renden Sozialisten geleitet wird . Die ge
werkschaftliche Basis besteht aus Arbeitern 
der fleiach- und woll verarbeitenden Indu
strie sowie aus Angestellten des Di enst
leistungssektors . Zwar ist der Organisa
tionsgrad in MontAvideo relativ hoch . je
doch bleiben die Landarbeiter zum größten 
Teil unorganisiert. Das resultie rt vor al
lem auch aus den besonderen Schwierigkei
ten der Landerbeiteragitetion : Ungefähr 
zwei Drittel des Agrarproleteriats sind eIs 
Gauchos in den großen Rinderfarmen beschäf
tigt , d . b .: mangelnde örtliche Konzentra
tion und Klassengrenzen verwischende "Treue" 
gegenüber dem Farminhaber . Die zweitstärk
ste Gruppe besteht aus den Arbeitern auf 
den wenigen großen Plantagen, die - zumeist 
i n us- amerikani schem Besitz - in der Mehr
zahl Zuckerrohr anbauen . Die Stärke der 
Gewerkschaftsbewegung wie auch ihre fruhe
re mangelnde Milltanz r esultiert aus der 
Bettle'schen Reformpolitik, die den Arbei
tern einen relativ hohen Lebensstandard 
lange Zeit garantierte. Unter den Bedingun

gen des ökonomischen Niedergangs setzte 
ein Umorientierungsprozes5 ein , der seit 
Beginn der 60er Jahre seinen Ausdruck in 
einer Reihe von Str eiks findet . Die in der 
Krise von 1968 zustandegekommene Koopera
tion mit den Studenten stellt einen weite-
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ren Schritt der Gewerkschaften auf dem Weg 
zu einer - tlber rein trade-unionistische 
Forderungen hinausweisenden - r evolutionä
ren Massenorganisation der. Und nicht zu
letzt haben die Aktivitäten der Tupamaros, 
die mit vielen ihrer Coups Streikforderun
gen unmittelbar unterstützten, zur Radi
kalisierung der uruguayischen Gewerkschaf
ten beigetragen . 

Neben dem städtischen Proletariat sind 
die Studenten sowie die Akademiker eine an
dere wichtige revolutionäre Kraft. 
Das resultiert vor allem auch aus ihrer 
sozialen Lage : Im Gefolge der reformeri
schen Bildungspolit ik zu Anfang dieses 
Jahrhunderts gibt es verhältnismäßig viele 
Studenten aus dem Proletariat (12~) und den 
Zwischenschichten (48%). Die extrem schlech
ten Studienbedingungen und der damit zu
sammenhängende außerordentlich hohe Anteil 
der vorzeitigen Studienabbruche nehmen den 
Studenten dia Möglichkeit, das Studium als 
Sprungbr ett für den Aufstieg in eine höhe
re Gesellschaftsschicht zu benutzen . (Dies 
erklärt auch die hohe Auswanderungsquotc 
der Jugendlichen und der Intelligenz.) 

Diese Situation bildet den Hintergrund 
fUr die seit den filnfziger Jahren zuneh
mende Radikalisierung der Studentenbewe
gung , die ihre ersten Erfolge 1952 (Caran
tie der Autonomie von Universität und Schu
le) und 1958 (Hochschulre!orm , die die 
Vertretung der Studenten in universitären 
Entscheidungsgremien einfUhrt) erZielte . 
Die kubanische Revolution wurde unter den 
Intellektuellen stark diskutiert und er
weiterte das bis dahin rein auf Bildungs
und Ausbildungsfragen beschränkte Gesichts
feld der Studentenorganisationen . In anti
imperialistischen Kampagnen, in denen Stu
denten als Avantgarde auftraten, wurde erst
mals ein BUndnis mit den wichtigsten Or
ganisationen der Arbeiterklasse hergestellt , 
das sich seither stabilisierte. Der zentra
le Studentenbund (FEUU) versteht sich 
längst nicht mehr nur als Vorkämpfer stu
dentiacher Interessen , sondern als Faktor 
im revolutionären Kampf . Er unterstützt 
den gewerkschaftlichen und den bewaffne-
ten Kampf und funktioniert als Ausbildungs
zentrum fUr Kader und Kämpfer der Links
parteien. 

Die politischen Organisationen der Ar
beiterklasse, die auf die uruguayische Sek
tion der I. Internationale zurUckgehen , 
waren anfangs stark von italienischen und 



französischen Iemigranten beeinflusst , und 
die politischen Auseinandersetzungen inner
halb der Linken waren zumeist bloße Fort
setzungen europäischer Fraktionierungen . 
Erst in den dreißiger und vierziger Jahren 
dieses Jahrhunderts wandten sie sich mehr 
den speZi fischen Problemen der uruguayi 
schen Gesellschaft zu . Aus dieser Zeit da
tieren auch die ersten Kontakte zur Gewerk
schaftsbewegung, in welcher heute die 
kommunistische und sozialistische Partei 
fest verankert sind . Wie den ökonomischen 
Organisationen stellt sich auch den Par
teien das Problem der Unzugänglichkeit 
großer Teile der Landbevölkerung fUr revo
lutionäre Agitation, und wie diese haben 
sie ihr Aktionszentrum in Montevideo . Die 
atärkste und bestorgan18ierte Partei der 
Linken ist die KP . Ihre organisatorische 
Stärke resultiert auch daraus , daß die 
Regierung offenbar davor zurUckschreckt , 
ihre Publikationen zu verbieten, weil das 
ernst zunehmende Gegenaktionen provozieren 
wUrde . Neben intensiver gewerkschaftlicher 
Agitation und offensiv gefUhrten Wahlkam
pagnen mißt die kommunistische Partei dem 
bewaffneten Kampf durchaus einige Bedeu
tung bei . Allerdings hält sie es fUr illu
sorisch und gefährlich , sich zum jetzigen 
Zeitpunkt allein auf die Gewehrläufe zu 
verlassen . Die - gemessen an anderen la
teinamerikanischen Ländern - relativ demo
kratische Verfassung , die eben die gewerk
schaftliche und Wahlagitation sowie publi
zistische Arbeit erst ermöglicht (in der 
Geschichte des Landes war die Pa rtei zu 
keiner Zeit verboten!) gilt es gegen die 
zunehmenden Angriffe der Reaktion wirksam 
zu verteidigen . Deshalb stellte Sich die 
KP Uruguays an die Spitze des demokrati
schen Kalllpfes . 

Im Gegensatz dazu messen die aus der -
inzwischen illegalisierten - Sozialisti schen 
Partei hervorgehenden Tupamaros (MLN ~ 

Movimiento de Liberacion Nacional) dem be
waffneten Kampf eine SchlUsselfunktion im 
revolutionären Prozeß zu . Für diese von 
ihren westeuropäischen Gefolgsleuten wohl 
zu unterscheidende Stadtguerilla (heute 
wohl die bestorganisierte und stärkste La
teinalllerikas) sind bewaffnete Aktionen 
nicht Selbstzweck, sondern Teil einer ge
samtrevolutionären Strategie , in der auch 
die Wahlagitation ihren Platz hat . Ent
sch6idend ist nach ihrer Ansicht das Zu
sammenspiel gewerkschaftlichen und bewaff
neten Kampfes . So dienen viele ihrer Aktio-

nen der agitatorischen und moralischen Un
terstUtzung von Lohnkämpfen und Solidari
täts-Streiks , sowie der Aufklärung Uber 
die Machenschaften des in- und ausländi
schen Kapitals . Ihr Programm unterscheidet 
sich nicht wesentlich von dem anderer pro
letarischer Organisationen (Nationalisie
rung der Banken , der Monopolindustrie und 
des Großgrundbesitzes, Beteiligung der 
Volksmassen an wichtigen ökonomisc hen und 
politischen Entscheidungen), jedoch legt 
es mehr Gewi cht auf die Forderungen des 
bisher von de r traditionellen Linken stark 
vernachlässigten Landproletariats, was vor
dringlich daraus zu erklären ist, daß die 
Organisation aus in den sechz l ger Jahren 
gegrundeten Plantagenarbeitergewerkschaf
ten hervorgeht . Nach anfänglichen Versuchen , 
das kubanische Konzept des bewatfneten 
Kampfes auf dem Lande zu realisieren , tra
ten die Tupas erstmals Weihnachten 1967 mit 
einem propagandistisch wirksamen Oberfall 
auf Lebensmitteltransporte und anschließen
der Verteilung der Beute an die Slumbewoh
ner an die Öffentlichkeit . Die hierdurch 
im Pr oletariat und in großen Teilen der 
Mittelschichten erworbenen Sympathien be
nutzten sie in ihren weiteren Aktionen als 
Ansatz !Ur wirksame antikapitalistische 
(z . B. Veröffentlichung von bei BankUberfäl
len e r beutetem Belastungsmaterial) und 
antiimperialistische (z.B. EntfUhrung und 
Hinrichtung eines us- amerikani schen Folter
spezialisten) Propaganda . Spätestens durch 
die Befreiung fast aller politischen Gefan
genen des Lande s aus dem zum militärischen 
Sperrgebiet erklärten Gefängnis Punta 
Carretas im Sommer 1971 gelang es den TU
pas , den Staatsapparat der völligen lächer
lichkeit preiszugeben . 

Die intensivierte politische Tätigkeit 
der Tupamaros und der Gewerkschaften kön
nen als AUSdruck der fast ausweglosen Lage 
der uruguayischen Wirt schaft begriffen 
werden . Die herannahenden Wahlen und der 
Sieg der Unldad Popular in Chile drängten 
die uruguaylsche Linke zur Bildung eines 
WahlbUndnisses, das nun mehr Parteien um
fassen sollte als die frOhere Wahlplatt
form FIDEL (Prente lzquierda de Liberacion) . 
Der im Februar 1971 konstituierten "Frente 
Amplio" (Breite Front) gehören außer der 
Kommunistischen Partei mehrere sozialisti
sche und demokratische Splittergruppen , 
auch die Christdemokraten , Linksabspaltun
gen der Colorados und Blancos , die Sozia
lis tische Partei und die trotzkist ische 
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POR (Partido de Obr eros Revoluci onarios) 
an . Innerhalb dieses BUndnisses stellt die 
KP sowohl organisatorisch wie auch in be
zug auf die Anhängerschaft d~e stärkst e 
Gruppe dar, gefolgt von dan Christdemokra
ten. Die Breite ~ront einigte sich auf 
ein Grundsatzprogramm , das im wesentlichen 
folgende Punkte enthielt') : 
1 . Garantie der persönlichen Freiheiten 
und Aufhebung aller RepressionsmaBnahmen 
des bestehenden Regimea . 
2 . Verteidigung der nati onalen Souveräni
tät und strikte Beachtung der Prinzipien 
der Selbstbestimmung und Nicht- Interven
tion . Das heißt unter anderem : Stärkung 
der Unabhängigkeit Lateinamerikas und Ent
larvung de r OAS2) als Instrument des US
Imperi alismus . 
3 . Weitgehende Verstaatlichung des Außen
handels. 
4 . Strukturelle ökonomische und soziale 
Reformen (Agrarreform und Abschaffung al
ler Latifundien , Verstaatlichung der Ban
ken und Versicherungen sowie der monopoli
aiert esten Bereiche der Industrie , EinfUh
rung nationaler Planung, radikale Änderung 
der Politik gegenUber dem Internationalen 
Währungsfonds). 
5 . Reform des Bildungs- und Sozialleistungs
systems und Demokratisierung und Effekti
vierung der po1itischen und Verwaltungs
institutionen . 

Obwohl bekanntlich das endgUltige Wahl
ergebnis noch ungewiss ist , s tehen die un
gefähren Resultate bere i ts fest : 

Colorados 595 .000 Stimmen 
Blancos 585 . 000 Stimmen 
Frente Amplio 276 . 000 Stimmen 

(36%) 

(35%) 

(2"") 

Das Verschwinden von Wahlurnen aus }6 

Bezirken von Montevideo , gravier ende "Aus 
zählungsirrtUmer" (mit einer Schwankungs 
breite von bis zu 5~) vor allem in länd
l i chen Gebieten und noch ga r nicht ausge
zählte Stimmen von solchen Wählern , deren 
Wohn- und Abstimmungsort differieren, sind 
Ausdruck der relativen Offenheit des end
gUltigen Wahlausganges : Rund 100 . 000 Stim
men könnten theoretisch noch zum endgUlti
gen Sieg des Blanco- Kandidaten Ferreria 
Aldunate fUhren, der als Einzelkandidat 

die meisten Stimmen auf sich vereinigen 

konnte. 3) 

Daraus und aus der Wahlkampfpropaganda 
der beiden traditionellen Parteien geht 
hervo~ wie wenig Realitätscharakter das in 
der bUrger lichen Presse allgemein ange-
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stimmte Siegesgeschrei hat : Eine mit sl1en 
Mitteln gefUhrte Ka.mpagne des fU r die reak
tionär- antidemokratische Politik der letz
ten Jahre verantwortlichen Präsidenten 
Pacheco Are co. seine Wiederwahl durch eine 
Verfassungsänderung zu e r mögl ichen, fand 
nicht die erforderliche Basis . Im Gegen
teil sahen sich die meisten Kandidaten ge
zwungen, auf die sozialen und politischen 
Forderungen der demokratischen und sozia
listischen Bewegung 1n i hrer Propaganda 
einzugehen . Demagogische Zugeständnisse 
mußten ~ast alle Kandidaten machen . Der 
stimmstärkste Kandidat Aldunate versuchte 
ein Image als entachiedene r Demokrat auf
zubauen . - Gleichzeitig versuchte die Re
gierung mit allen ihr zur VeriOgung stehen
den Mitteln, die Frente Aoplio durch anti
kommunistische Hetze zu verteufeln. So 
wurden auf großen Plakaten die uruguay1schen 
MUtter vor der Verschleppung ihrer Kinder 
nach Kuba (im Falle eines Sieges der Fren
tel gewarnt . Zudem setzte verstärkter Ter
r or bewaffnet6r r eohter Banditentrupps 
ein, während sich die Tupas während des 
ganzen Wahlkampfes jeder Aktion enthiel
ten, um der Regierung keinen Vorwand zur 
Behinderung oder gar der Suspendierung der 
Wahl en zu liefern. Au! diese Wei se doku
mentie rten die tupa s die von ihnen auch 
mehrmals proklamierte Solidarität mit der 
Prente. 

Trot z all dieser BemUhungen konnte der 

Nachf olgekandidat und Protege Pacheco 
Arecos,Bor da Berry, der kurz nach den Wah
len schon durch mehrere unvorsichtig offe
ne f aschisti sche Bemerkungen hervorgetre
ten ist (wie etwa der , daß e r die brasiliani
schen Verhältnisse dur chaus fUr nachahmens
wert halte) .ungefähr nur ein FUnftel der 
Stimmen auf sich vere inigen. Einer Fort
set zung der bisherigen Regierungspolitik 
fehlt also jede Bssis bei den Wählermassen 
und ist demzufOlge unter auch nur partiel
ler Aufrechterhaltung des parlamentarischen 
Systems und demokratisch-rechtsstaatlicher 
Institutionen keinesfalls möglICh . 

Bedenkt man, daß die Frente Amplio 
außerordentlich gestärkt und erfolgreich 
aus diesem Wahlkampf hervor gegangen i st , 
SCheint diese Per spektive noch unwahr~chein
liche r. Hatten die Parteien der heutigen 
Frente 1966 zusammen etwa 10% der Stimmen 
auf s ich vereinigt , so gelang es ihnen nun 
- nach 8 Monaten Existenz der Frente Amplio 
- diesen Anteil fast zu verdoppeln . In 



Montevideo verbesserte sie sich von 17 auf 
31%, und hier gewann ihr Kandidat Liber 
Seregni mehr Stimmen als Jede r einzelne 
der 10 Gegenspieler. Die Frente Amplio wird 
nun insgesamt 6 (von 30) Senatoren und 18 
(von 99) Abgeordneten stellen , ebenso wie 
sie in fast allen Provinzparlamenten ver
treten sein wird. Dieser Sieg ist um sogra
vierender, als - im Gegensatz zu allen an
deren Kandidaten - Seregni eine Massen mo
bilisierende Wahlkampagne fUhrte . Auf den 
größten Meetings i n Montevideo waren z . T. 
mehr als 200 . 000 Werktätige , Intellektuelle 
und "Mittelständler" versammelt . Dazu 
kommt, daß die Wähler der Frente Amplio 
sich von denen der anderen Parteien da
durch unterscheiden , daß ihre politische 
Aktivität nicht auf das AusfUllen von 
Stimmzetteln beschränkt bleibt. Die Wähler
schaft der Frente deckt sich fast genau 
mit der Anhängerschaft der verschiedenen 
ihr angeschlossenen Parteien . Innerhalb 
der Wahlagitation wurden zudem viele Par
teimitglieder hinzugewonnen , was vor allem 
fUr die kommunistische Partei zutrifft. 
So läßt sich fUr die Zukunft nur eine Ver
schärfung der Klassenauseinande r setzungen 
mit Sicherheit vor aussagen . 

Anmerkungen: 

1) Vgl . AlB Nr . 6/1971 
2) Organisation Amerikanischer Staaten 
3) Dies ist aufgrund des geltenden Wahl

systems möglich : Die be i den großen Par
teien bestehen aus einer Unzahl klei 
ner , kaum voneinander zu unterscheiden
der Fraktionen , von denen jede ihren ei
genen Kandidaten aufstellt. Demjenigen , 
der am meisten Stimmen erhält , werden 
die der ander en am Ende zugeSChl agen . 

Literaturhinweise : 

Alain Labrousse , Die tupamaros- Stadtgue
rilla in Uruguay , 
MUnchen 1971 

Rudi Maslowski, Zur Lage i n Uruguay , in : 
Blätter f . dt . u . int . Poli
tik Nr .9(1971 ), S. 919- 932 

Hans-JUrgen Puhle , Politik in Uruguay , 
Hannover 1968 

Oberfläche 
Bevölkerung 
Städt. Bev . 
Bev . wachstum 
Lebenserwartung 
Alphabetenrate 
Erwerbstätige 

187 . 000 km2 

2 , 886 Mio. 
79 , 9% 
1 , 3% jährlich 
68 , 4 Jahre 
90 , 5% 
1. 065.000 

Beitrag zum Bruttoinlandprodukt , nach 
Sektoren (1968) (in Prozent) 

Landwirtschaft 19 , 3 
Industrie 22 ,4 
Bauwirtschaft 3 , 6 

GUterprod. 

Elektrizität , Gas , 
Wasser 
Transport/Kommuni
kation 

2,0 

6 , 9 

Grunddienst
leistungen 

Handel und Finanz 
Regierung 
Versch. 
g,n 

Dienstleistun-

21,0 
8 , 4 

16,4 

Andere Dienst
leistungen 

100 , 0 

45,3 

8 , 9 

45 ,8 

100 , 0 

"Innerhalb von acht Monaten di eses Jah 
res sind 6718 Menschen in die Ko~~unisti
sche Partei Uruguays eingetreten. 4600 Jun 
gen und Mädchen wurden Mitglieder des 
Kommunistischen Jugendver bandes. Die neuen 
Psrteimitglieder sind im wesentlichen jun
ge Menschen von 25 bis 32 Jahren , darunter 
machen die Frauen mehr als 3~ aus . tt 

(Aus : Probleme des Fr iedens und des Sozia
lismus, Nr. 11(14 .Jg . 1971), S. 1517) 
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CH I L E 
E.BORIS: 
ZUR NEUESTEN ENTWICKLUNG 

Fidel Castro besuchte vom 13 . ", bis zum 
3.12,1971 die chilenische Republik . Sein 
Aufenthalt dauerte damit 24 Tage, obwohl 
fUr den Staatsbesuch ursprünglich Dur 14 
Tage vorgesehen waren. Fidel besuchte d.le 

Kupferarbeiter von Chuquicamapa (volksei
gener Betrieb) , die er an ihre revolutio
näre Pflicht erinnerte, von Ub erhöhten 
Lohnforderungen in der jetzigen Situation 
Abstand zu nehmen. Die (gemessen am chile
nischen Durchschnittslohn) ohnehin schon 
sehr hoch bezahlten Minenarbeiter hatten 
eine Lohnerhöhung um 50% gefordert. Ange
sichts der gespannten Lage auf dem Welt
kupfermarkt sieht sich die Regierung außer
stande , dieser Forderung nachzugeben. 

In Concepc!on. der zweitgrößten Stadt 
Chiles, mahnte Fidel die Studenten, zumeist 
Mitglieder der links von der Regierung 
stehenden MIR (Bewegung der Revolutionären 
Linken), zur revolutionären Einheit. Er 
unterstr ich die Notwendigkeit , einen eige
nen chilenischen Weg ZUID Sozialismus zu 
akzeptieren . Das kubanische Modell könne 
nicht fUr alle Länder Lateinamerikaa unbe
sehen Ubernommen wer den. 1m ersten Jahr 
der Unidad-Popular- Regierung seien mehr 
revolutionäre Umwandlungen eingeleitet wor
den als im ersten Jahr nach der kubanischen 
Revolution. In einer Massenversammlung in 
Santiago forderte Fidel die chilenischen 
Genossen auf, möglichen Angriffen der 
Reaktion entschlossen entgegenzutreten . 

Auf der RUckreise machte der kubanische 
Ministerpräsident in PerU und Equador Sta
tion . Mit beiden Staaten wurde fUr das 
nächste Jahr die Aufnahme diplomatischer 
Beziehungen vereinbart. Damit ist die seit 
8 Jahren andauernde Isolierung Kubas vom 
lateinamerikanischen Kontinent endgUl t i g 
und sinnfäl lig durchbrochen. 

Fidels Reisa stärkte ohne Zweifel die 
chileni sche Linke und ihr e Regierung ganz 
erheblich . Allerdings rief die demonstra
tive Zustimmung breiter Volksmassen zum 
Sozialismus spektakuläre Aktionen der Reak
tion auf den Plan. Die "Momios" ('" Mumien , 
so nennt man in Chile die Mitglieder der 

Oligarchie) ließen sich aus ihrer bisheri
gen Re serve locken und inszenierten die 
gr ößten Krawalle seit Reg1erungsantritt . 
Am 1 . Dezember demonstrierten abends meh
rere Tausend gut gekleidete und wohlgenähr-
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te FraUen der Oberklasse auf Gehe1A der 
extremen rechten Partido Nacional und der 
ehemaligen Regierungspartei Partido Demo
crata Cristiano gegen die Engpässe in der 
Lebensmittelversorgung, die als Folge des 
erhöhten Massenkonsums und der Klassen
kämpfe auf dem Lande eingetreten sind . Die 
Demonstration wurde eskortiert von Schlä
gertrupps der rechtsradikal en Studenten
organisation "Patrie y Libertad", die als
bald eine Massenschlägerei mit Teilnehmern 
einer von der Unidad Popular (UP) und der 
MIR organisierten Gegendemonstration pro
vozierten. Die Polizei mußte mit Wasser
werfern und Tränengas Schlimmeres verhUten. 
Es gab 96 Verletzte. Die Regierung erließ 
daraufhin ein Demonstrationsverbot fU.r 
ganz Chile und rief den Notstand für die 
Provinz Santiago aus . Zwei Radiostationen 
der Rechten wurde vorübergehend Sendever
bot erteilt. Um den ständig zunehmenden 
Obstruktioneversuchen der Reaktion auf dem 
ökonomischen Sektor entgegenzutre1 ~n, ging 
die Regierung zur OevisenbewirtsclI.",ttung 
über, führte differenzierte WechselkUrse 
ein und wertete den Escudo ab. Die Lebens
mittelverteilung wird nun staatlich kon
troll i ert . 

Den formierten Angriffen der Reaktion 
stehen die chilenischen Volksmassen durch
aus nicht hilflos gegenUber : Die der UP 
nahestehende Zentralgewerkschaft CUT (Zen
trale Einheit der Arbeiter) und die von 
der MIR organisierte PTR (Front der Revo
lutionären Arbeiter) haben in den Betrieben 
antifaschistische Brigaden aufgestellt. 
Außerdem sandten die Gewerkschaften eine 
Grußadresse an die Regierung, in der sie 
diese ihrer vollkommenen und aktiven Soli
darität versicherten. Sowohl die Jugendor
ganisationen 'Hie auch di e Frauenabteilungen 
der sozialistischen und der kommunistischen 
Partei haben Gegendemonstrationen und Mo
bilisierungskampagnen zur Unterstützung 
der Volkseinheit angekUndigt . Alles das ist 
nur ein Teil der großen Offensive gegen 
di e faschistische VerSChwörung, in deren 
Rahmen die Regierung eine große Manifesta
tion (mit 600 000 Teilnehmern) gegen eine 
Kundgebung der Christdemokraten im Natio
nalstadion ankUndigte. 

Luis Corvalan, Generalsekretär der ch1.
lenisehen kommunistischen Partei : "Das 
Volk versteht, daß verschiedene Schwierig
kei teo existi eren j sie sind ein Erbe der 
Vergangenheit . Aber wir werden auf keinen 
Fall eine Wiederholung der Zusammenrottung 
faschistischer Horden erlauben! Der Fa
schismus wird nicht siegen !" 



KURZ
NACHRICHTEN 

ISRAEL : Zweistufige RAKETEN , die mit 

einem ATOMSPRENGKOPF von 450 bis 700 kg aus
gerustet werden können, stellt Israel nach 
Angaben der "New York Tirnes " her . Die Trag

weite des Flugkörpers mit dem Namen "Jeri

eho " soll 500 km betr agen. (H , Nr . 45/71 ) 

ISRAEL- ÄTHIOPIEN : Wie die Beiruter Wo
chenzei tschrl!t "Usbu ' 81- Arabi " berich

tet , hat Israel entlang der äthiopischen 
KUste ein RadarUberwachungssystem einge
richtet und eine enge ZUSAMMENARBEIT MIT 
DEN GEHEIM- UND SICHERHEITSDIENSTEN ÄTHIO
PIENS begonnen . Israel wl11 auch auf äthi o
pischem Territorium Marine- und Luftwaffen
basen errichten, die angeblich dem Schutz 
der israelischen Schiffahrt und der Uber
waehung illegaler Waffentranspor te an die 
Eritrea-Befreiungsfront dienen sollen. 
(H , Nr . 48/71) 

SUDAFRIKA- SPANIEN: Nach einer Meldung 
von UPI verhandeln Spanien und SUdaf r i ka 
Uber den Bau von KRI EGSSCHIFFEN fUr die 
sUdafrikanischa Marine auf spanischen Werf
ten . (H , Nr . 45/71) 

SUDAFRIKA- GROSSBRITANNIEN : Eine Gruppe 
von Labourabgeordneten , die eine Untersu
chung Uber die ZUSAMMENARBEIT VON BRITI
SCHEN UND SUDAFRIKANISCHEN GEHEIMDI ENSTEN 
IN GROSSBRITANNIEN anstellte , kam zu fol 
genden Ergebnissen: Der sUdafrikanische 
Geheimdienst betreibt in England EinschUch
terungskampagnen gegen sUdafrikanische und 
britische Apartheidgegner . Er hat wieder 
holt versucht, Spitzel in die Antiapar t _ 
heid- Gruppen einzuschleusen . Er benutz t die 
Mittel der Bestechung und der Gewalt , um 
in England lebende SUdafri kaner zu zwingen , 
Informationen Uber Gegner des Vor ster- Re_ 
gimes zu liefern . Der britische Geheim
dienst versorgt den sUdafrikanischen Ge
hei mdienst auch mit Informationen Ube r Per 
sonen , die gegen Apartheidgesetze _ wie 
z.B . das Paßgesetz - verstoßen haben . 
(The Gua r dian Weekly , 27 . 11 . 71) 

SUDAFRlKA- NATO : Der niederländische 
NATO- General H. J . KRULS äußerte nach e i nem 
Besuch in SUd afrika im Juli 1971 über die 
APARTHEID-PQLITIK , sie könne "besonder s 
!Ur die Bantus • • . zu einer akzeptabl en 
Lösung fUhren" . Kruls meinte , daß SUdafr i 
ka es nicht nötig habe, auf Knien um Schif
fe , Waffen und Hilfe zu bitten , sondern 
daß die NATO- Staaten SUdafrika darum zu 
bitten hätten , zur Aufr echter haltung sei
ner Position in Afrika äußerste Anstren
gungen zu unternehmen und Westeur opa und 
Nordamerika beim Freihalten der Seestr aßen 
zu unterstUtzen . (Xray , September 197 1) 
. W ... " -.. ......... _ ,..."', ..... ~""..w..... ~"""' .. . " 

SUDAFRlKA- BRD : Helmut Haeusgen , Direk
tor der DRESDNER BANK , erklärte vor der 
sUdafrikanisch- deutschen I ndustr ie- und 
Handelskammer in Johannesbur g im Mär z 1971 , 
!Ur deutsche Industrielle sei SUdafr ika 
"eine Herberge fUr Kapital , das s icher e 
und lohnende Anlage sucht". Dies um so 
mehr , als die BRD mit der VerkUr zung de r 
Arbeitszeit und sozialistischen Tendenzen 
konfrontiert sei. (Rand Daily Mail , Johan
nesburg , 31 . 3 . 71) 

USA- INDOCHINA : Le Monde bericht ete Uber 
die immensen KOSTEN DES US-KRlEGES in Viet
nam : "Aus den Diskussionen im amerikani
schen Parlament Uber das Militärbudget geht 
hervor , daß die Landstr eitkräfte im Finanz
jahr 1971/72 1 . 566 Mio Dollar !Ur Muni

tion ausgeben wollen , das sind 419 , 4 Mio 
mehr als 1971 , Indochi na kommt tatsächlich 
ein vorrangiger Platz i n di esem Budget zu . 
Das gleiche trifft auf die Luftwaffe zu , 
die 776 Mio Dollar fUr verschiedene Muni
tion ausgeben will . HinzugefUgt werden muß , 
daß diese - geheimgehaltenen _ Bombardie
rungsvorhaben bis Ende 1972 r eichen . " 
(ND , 19.11 . 71) 19 



Nach einer Veröffentlichung von Wissen
schaftlern der ame r ikanischen Cornell- Uni_ 
ver sität warf die US-LUFTWAFFE während des 
Indochinakrieges Uber Vietnam , Laos und 
Kambodscha 6,2 MIO TONNEN BOMBEN ab . Seit 
dem Amtsantritt Nixons fielen auf Indochi
na mehr Bomben als während des gesamten 
zweiten Weltkr ieges und der Korea- Aggres_ 
sion . Diesen Luftangriffen fielen mindestens 
325 . 000 Zivilpersonen zum Opfe r. (ND , 23. 
11 . 71 ) 
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Die Ergebn i sse e i ner Unter s uchungskom
mi ssion der UNO Ube r die KRIEGSVERBR.ECHEN 
der U5-TRUPPEN in Südvietnam wurden als 
offizielles UNO- Dokument veröffentlicht . 
Danach haben die US- Truppen zwischen Januar 
1969 und Juni 1970 in Südvietnam durch An
wendung chemischer Kampfsto f fe 1 , 9 Mio ha 
Reis- und ande r e Pflanzungen vernichtet . 
900 . 000 Menschen trugen gesundheitliche 

Schäden davon . (ND , 28 . 12 . 71) 

In einer vom I NTERNATI ONALEN FRIEDENS

FORSCHUNGSINSTITUT (SIPRI) i n Stockholm 
ver öffentlichten St udi e heißt es u . a . , daß 
mehr als 90 . 000 Tonnen CHEMISCHER GI FTSTOF-
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FE zwischen 1965 und 1970 von den USA im 
Vietnamkr ieg eingesetzt wurden . 
(FR, 1 , 12 . 71) 

SUDKOREA : Die sUdkoreanische Regierung 
hat am 6 . 12 . 71 wegen ~eblicher Kriegsvor
bereitungen Nordkoreas und wegen der Auf
nahme der VR China in die UNO den AUSNAH
MEZUSTAND ausgerufen . Staatspräsident Park 
Chung Hee begrUndete in einer Regierungs 
erklärung di ese Maßnahme : 
" 1 . Die Regierung wird von nun an den 
Maßnahmen fUr die nationale Siche r heit 
äußersten Vorrang einräumen ; 2 . Soziale 
Unruhen , die die nationale Sicherheit aufs 
Spiel setzen, werden nicht geduldet , und 
alle Elemente der Unruhe werden ausgeschal
tet ; 3 . Die Presse muß sich unverantwort
licher Debatten Uber die nationalen Sicher
heitsmaßnahmen enthalten ; 4 . Jeder Bür ger 
muß bereitwillig seinen Anteil Ub€' r nehmen 
und sei ne Pflicht bei der Aufrechterhal
tung der Sicherheit des Landes loyal er
fUllen ; 5. Jeder BUrger muß eine neue Ge 
wissenseinschätzung im Zusammenhang mit 
den Erfordernissen fUr nationale Sicher
heit vornehmen ; 6 , Jeder BUrger muß ent
schlossen darauf vorbereitet sein , bei 
Eintreten des Ernstfalles um der nationa
len Sicherheit willen auf einige freihei 
ten zu verzichten , die er genießt. " 
(FR , 7 . 12 . 1971) 

BRD: In einem Werbebr ief sucht der 
DEUTSCHE ENTWICKLUNGSDIENST (DED ) "Fach
leute aus Uber 100 Berufen , die den An
blick von Armut , Ignoranz und Ausbeut ung 
ertragen können". 

Der Unterauaschuß "ENTWICKLUNGSLÄNDER
POLITIK" des SPD-BEZIRKS- BADEN-wURTTEMBERG 
hat Portugals Ausschluß aus der NATO ge
fordert, weil Portugal fast "seine gesam
ten Truppen in seinen Kolonialkriegen in 
Angola , Guinea- Bissau und Mosambik" ein
setze . Die Bundesregierung mUsse den wei
teren Einsat z von NATO- Waffen in den afri
kanischen Kolonien ve r hindern . Der damali
ge SPD- Staatasekretär im Bundeswi r tschafts 
ministerium , Philip Rosenthai , wurde auf
gefordert , "die durch Unte r bezahlung der 
schwarzen Ar beitSkräfte hochprofitablen 
Zweignieder lassungen" seiner Firma in Süd
afr ika zu schließen ode r den afrikanischen 
Ar beitern gleichen Lohn wie den Weißen zu 
zahlen . (FR , 16 . 11 . 1971) 



Ein Vorstandsmitglied der HOCHTIEF AG, 
die am Bau des CABQRA-BASSA-STAUDAMMES be
teiligt ist , unternahm auf der Jahres
hauptversammlung seines Konzerns Rechtfer
tigungsversuche !Ur dessen Beteiligung am 
Staudamm-Projekt: Der Andrang von schwar
zen Arbeitskräften sei wegen des hohen 
Lohnes - ein ungelernter afrikanischer Ar
beiter erhält monatlich 100 , - DM - und der 
naußerordentlichen Attraktivität des Ar
beitsplatzes" sehr groß. (Portugal Report 
Nr . 9/1971. S. 4) 

BRD-THAILAND: Nach dem MILITÄRPUTSCH 
vom 17.11.1971 in Thailand war Bundesver
teidigungsminister HELMUT SCHMIDT der erste 
offizielle Besucher bei Feldmarschall 
Kittikachorn , dem Vorsitzenden des Natio
nalen Exekutivrates , der sofort nach dem 
Putsch das Parlament aufgelöst und die Ver
fassung außer Kraft gesetzt hatte. Der 
Staatsstreich zeige, schreibt die fUhrende 
DRV- Zei tung "Nhan Dan" , daß die Reaktion 
angesichts der wachsenden Befreiungsbewe
gung in Thailand in Panik geraten sei. 
Selbst zahlreiche thailändische Senatoren 
hätten offen die Politik der Gleichschal
tung mit den USA kritisiert. Sie forderten 
einen unabhängigen außenpolitischen Kurs 
und Demokratie im Innern. (ND, 23.11 . 71) 

~ Die Militärregierung Perus hat 
beschlossen, 8~ des Kapitals aller PRIVAT
BANKEN zu Ubernehmen. Neu zu gründende Ban
ken mUssen zu 10~ in Staatsbesitz sein . 
Die peruanische Regierung hatte kurz nach 
ihrem Amtsantritt durch die Nationalbank 
bereits 85~ der größten Privatbanken auf
kauten lassen; um auszuweichen , hatten in

und ausländische Kapitalisten mehrere Ban
ken gegründet, die jetzt enteignet wurden. 
Damit hat die NATIONALISIERUNGSPOLITIK der 
Regierung ein neues entscheidendes Sta
dium erreicht . Peru hatte bereits den be
deutendsten ausländischen Konzern des Lan
des, die Petroleum- Firma IPC, übernommen . 
(ED , 8 . 12.71) 

PERU: Die peruanische Regierung ist ent
schlossen , mit der ideologischen Vergif
tung der Bevölkerung, besonders der Jugend , 
Schluß zu machen . Diesem Zweck dient ein 
Gesetz , demzufolge 51% des Aktienkapitals 
der FERNSEHGESELLSCHAFTEN und 25% des Ka
pitals der Rundfunkgesellschaften ENTEIGNET 

werden. Die Maßnahmen richten Sich in er
ster Linie gegen die Pan- Americana Tele
vision S.A . und die Bego Television und 
acht private Rundfunksender in Lima sowie 
50 Sender in der Provinz , die als Sprach
rohr der USA und der Reaktion in Peru gel
ten. Der Minister !Ur Transport und Ver
kehrswesen , Ceneral Meza Cuadra, hatte bei 
der VerkUndung des Cesetzes nachgewiesen , 
daß 9~ der Publikationen im peruanischen 
Fernsehen und Rundfunk von unkontrollierten 
Privatgesellschaften ausgingen . Das Fern
sehprogramm bestand z.B. zu 37% aus Rekla
mesendungen großer Monopolf irmen . 
(ND, 13.11.71) 

LATEINAMERIKA: Die Wirtschaftskommission 
der Vereinten Nationen für Lateinamerika 
(Comision economico para America latina -
CEPAL) kam - wie die der westdeutschen Mo
nopolbourgeoisie nahestehende Zeitung 
Blick durch die Wirtschaft feststellt 
in ihrer Studie zu Schlußfolgerungen , die 
die zunehmend "nationalistischen Auffas
sungen in der Wirtschaftspolitik der Mehr
zahl der lateinamerikanischen Ländern ver
stärkten und die nSchwierigkeiten, die in 

dieser Beziehung den ausländischen Investo
ren in vielen Ländern gemacht werdenn , er
höhten . Die CEPAL-Experten hatten gefordert, 
daß nausländische Investoren sich bei ihren 
Dispositionen den souve r änen Entscheidun
gen jedes Staates unteI'"W'erfen" mUßten , 
"ohne einen Druck von außen auf diese län

der auszuüben. Bei der Prüfung dieser Fra
gen sind die CEPAL-Experten zu der Auffas
sung gelangt, daß die Direktinvestitionen 
des Auslandes in den meisten lateinameri
kanischen Ländern in ihrer Wirkung negativ 
gewesen seien , und daß in den Jahren 1950 
bis 1969 tUr jeden Dollar , der in diesen 
Ländern investiert wurde, 10 für Abschrei
bungen und Cewinne ins Ausland gegangen 
seien." Diese Relation werde von nneutra_ 
lenn Beobachtern allerdings als Ubertrie
ben betrachtet . (Blick durch die Wirt
schaft, 2.12 . 71) 

DRV: Zwischen der Demokratischen Repu
blik Vietnam sowie den Königreichen NORWE
GEN und DÄNEMARK sind diplomatische Bezie
hungen auf Botschafterebene aufgenommen 
worden . (ND, 26 . 11 . 71) 
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JAPAN : ZWEI MILLIONEN ARBEITER sind in 
Toki o und anderen japanischen Städten in 
den STREIK getreten , um ihren Protesten 
gegen die Ratifizierung des japanisch
amerikanischen Vertrages Uber die "Rück
gabe der Insel OKINAWA" Nachdruck zu ver
leihen . Di e Streikenden fordern die völlige 
Rtickgabe der Insel o~e die weitere Statio
nierung von Atomwaffen und ohne die Beibe
haltung von amerikanischen Militärbasen . 
Ferner verurteilen sie den japaniSch- ameri
kanischen "SiCherheitsvertrag". 
(ND , 20 . 11 .71 ) 

MOCAMBIQUE : Nach Berichten von Jorge 
Vieira , Mitglied der FRELIMO , entWickelten 
sich die KAMPFHANDLUNGEN DER FRELIMO zwi 
schen Juni 1968 und Juni 1970 in den ver
schiedenen Provinzen folgendermaßen : 

Kampfhandlungen 

Angr iffe mit 
Hinterhalten 
gegen feindli
che Operationen 
Angriffe auf 
feindliche 
Stützpunkte 

Zerstörte 
Mil i tärfahr
zeuge 

Getötete 
feindliche 
Soldaten 

(tricontinental , 

Provinz 6/68 bis 
6/69 

Cabo 
Delgado 
Tete 
Nyassa 
Cabo 
Delgado 
Tete 
Nyassa 
Cabo 
Delgado 
Tete 
Nyassa 
Cabo 
Del gado 
Tete 
Nyassa 

24/1971) 

54 
53 
50 

7 
10 
11 

37 
62 
25 

234 
131 
160 

6/69 bis 
6/70 

190 
119 
143 

24 
22 
18 

121 
118 
72 

690 
612 
553 

Von besonderem Interesse ist hier bei die 
Entwicklung in der ProVinz Tete, in der 
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sich der Cabora Bassa - Staudamm im Bau be
findet , da das portugiesische Kolonialre
gime jede Guerillaaktivität in dieser Re
gion leugnet . 

MOCAMBIQUE : Der Vizepräsident der FRE
LIMO , Marcelino dos Santos , erklärte , daß 
die Armee der FRELIMO nun 10 .000 MANN stark 
sei Wld ein Viertel des Landes , d .h . 
200.000 KMf unter Kontrolle habe . Große 
Hilfe erhalte die FRELH10 von Tansania und 
Sambia sowie den sozialistischen Ländern , 
die sie mit Nahrungsmitteln, Medikamenten 
und militärischer Ausrüstung versorgten . 
(Standard (Tansania), 2 . 11 . 1971) 

ANGOLA ; Der Direktor des Gesundheits
dienstes der MPLA , Dr .Eduardo Santos, kom
mentierte das VERBOT DER REGIERUNG des Kon
go (Kinshasa) - heute Zaire -, daß MPLA
Kämpfer bei ihren Operationen gegen portu
giesische Soldaten jwngolesisches Terri
torium nicht betreten dürfen : "Der Kongo 
verweigert uns noch immer das Recht auf 
DUrchzug trotz der Tatsache, daß mittler
weile der OAU (Organisation fUr afrikani
sche Einheit, d .Red . ) und den meisten Mit 
gliedl ändern klar ge',oIorden ist , daß die 
MPLA die stärkste Kraft gegen dle Portugie
sen in Angola darstellt ." Der Kongo unter
stützt die vom CIA- Agenten Holden Roberto 
gefUhrte "Exilregierung Angolas", GRAE . 
Es hat nach Aussagen von Dr . Santos den Ge
sundheitsdienst der MPLA gezwungen , das 
kongolesische Territorium zu verlassen. 
Dr . Sentos rief zur UnterstUtzung des er
sten KRANKENRAUSPROJEKTES in den befreiten 
Gebieten auf . Nachdem die MPLA Uber qualifi 
zierte Ärzte und Krankenschwestern verfüge , 
stUnden ihr nun auch eigene Techniker und 
Bauleute , um das Krankenhaus aufzubauen , 
zur Verfügung . Dr . Santos berichtete auch 
über die Anwendung von HERBIZIDEN durch die 
Portugiesen , durch die die Zivilbevölke
rung gezwungen werden solle , sich unter 
den sogenannten Schutz der portugiesi schen 
Siedlungen zu begeben . ("TIDIes of Zambia" , 

11 . 0ktober 1971) 

USA : In 17 Städten der USA veranstalte
ten i n der ersten De zemberwoche 1971 die 
Gegner des US- Krieges in Indochina KUND
GEBUNGEN und DEMONSTRATIONEN . Sie wurden 
von de r "Koalitionsaktion für den Fri eden" 
organiSiert . Es wur de der sofortige und 
völl i ge Abzug der amerikanischen Truppen 
aus SUdostasien gefordert . (FR , 8 . 12 . 71) 



DDR : Mehr als 900 . 000 MARK haben die 
evangelischen Gemeinden in der DDR als ih
ren Beitrag zum ijkumenischen Anti- Rassis
mus-Programm gespendet . Damit ist das 
Sammlungsziel von einer halben Million Mark 
weit Uberschritten worden . Der BUND DER 
EVANGELISCHEN KIRCHEN hat mit dem afro
asiatischen Solidaritätskomitee der DDR 
konkrete Projekte zur UnterstUtzung der 
Aufbautätigkeit afrikanischer Befrei ungs
bewegungen vereinbart . So sind z . B. 300 000 
Mark zur Mitfinanzierung eines in der DDR 
hergestellten Schulbuches !Ur den Elementar
unterricht in Mathematik in portugiesischer 
Sprache bestimmt, das von den in den por
tugiesischen Kolonien kämpfenden Befreiungs
bewegungen gebraucht wird . Weitere Beträge 
sollen der UnterstUtzung eines von der 
FRELIMO in Tansania unterhaltenen Kranken
hauses dienen . (FR, 6 . 10 .71) 

BRD: Anfang Dezember 1971 führte die 
DEUTSCHE JOURNALISTEN- UNION in Springen 
ein Seminar "Presse und Dritte Welt " durch , 
das die Bildung einer Arbeitsgruppe "Dri t 
te Welt" zum Ergebnis hatte . 24 der an~e
senden 35 Journalisten unterzeichneten die 
Forderung nach Einrichtung eines INFORMA
TIONSBURos der Provisorischen Revolutionä_ 
ren Regierung der Republik SODVIETNAM in 
der BRD . 

~ Die HILFSAKTION VIETNAM konnte bis
her fUr 3 Millionen DM Medikamente , medi
zinische Instrumente und Krankenhausabtei
lungen !Ur die zivilen Opfer des Krieges 
in Nord- und SUdvietnam zur VerfUgung stel
len . (FR , 6 . 11 . 71) 

BRD: Im Dezember 1971 schloß die Regie
rung der BRD mit der US-Regierung einen 
Vertrag, nach dem die BRD den USA für die 
Jahre 1972/73 6 , 65 Mrd . DM als "DEVISEN
AUSGLEICH" fUr die Stationierungskosten 
der US- Truppen in der BRD zahlen soll . Die
se 6 , 65 Mrd . DM sind gerade jetzt , wo die 
USA erstmalig seit 1893 eine negative Han
delsbilanz aufweisen , fUr die weiter e Fi 
nanzierung der Aggression gegen die Völker 
Indochinas von besonderer Bedeutung . Ange
sichts dieser erneuten Unte r stUtzung de r 
US- Aggression ist die Schluß passage der 
Rede von BRD-Kanzler Brandt anläßlich der 

Verleihung des FRIEDENS- NOBELPREISES in 
Oslo als Ausdruck purer Heuchelei zu wer
ten : " . . . ich kann nicht aufhören , ohne Sie 
und mich an die zu erinnern, die in diesem 
Augenblick im Krieg leben und leiden , vor 
allem auf dem indischen Subkontinent und 
in Vietnam . Ich beziehe die Menschen im 
Nahen Osten und in anderen Kri sengebieten 
mit ein . Mir ist nicht nach dem lauten Ap
pell zumute . Es ist leicht , von anderen 
Maß , Vernunft , Bescheidung zu fordern . Aber 
diese Bitte kommt mir aus dem Herzen : Alle , 
die Macht heben , Krieg zu fUhren, möchten 
der Vernunft mächtig sein und Frieden hal
ten ." (S2) 

'" und .egte kein eln' lg •• 
Won, "ömllc;t. 'rol\<l., 

Cop,t~hI : .<11. 10.' 

BRD: Das "Uzetehen", die Kinderseite der 
sozialist ischen Wochenzeitung "Unsere 2e i t" 
(U2), hatte seine Leser unter dem Motto : 
"KINDER HELFEN KINDERN IN VIETNAM" zur Un
terstUtzung des Wiederaufbaus des dur ch 
US-Bomben zerstörten Kinderkrankenhauses 
in Heiphong aufgerufen . Es wurde u . a . eine 
Malaktion "Solidarität" durchgefUhrt , an 
der sich 214 Kinder beteiligten . Der gr öß
te Teil der Bilder hat den Krieg in Viet
nam und den Kampf um die Freilassung der 
kommunistischen BUr gerrechtskämpf erin 
ANGELA DAVIS zum Thema . Di e Kinder sammel
ten ferner Geld und veranstalteten Bazar e . 
Nach dem Stand vom 1. 1.1972 betr ägt da s 
Ergebnis der Sol idar itätsaktion 9 . 100 DM . 
Die Sammlungen werden f ortgesetzt : di e 
Adr esse von "Uzetchen" i s t Redaktion Unsere 
2ei t , 4 DUsseldort, Prinz-Georg- Str . 77 
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INDOCHINA : In den vergangenen Wochen und 
Monaten haben die U5-Aggressoren und ihre 
Marionetten trot z erneuter Verschärfung 
ihrer Kriegsanstrengungen an allen Fronten 
des i ndochinesischen Kriegsschauplatzes 
schwere Ni ederlagen und große Verl uste er
litten : In KAMBODSCHA haben die Befreiungs
streitkräfte i n mehrmonatigen schweren 
Kämpfen an der Straße No . 6 nördlich der 
Hauptstadt den Marionettentruppen eine voll
ständi ge Niederlage bereitet; mehr als 
12 . 000 Mar ionettensol daten wurden getötet 
oder verwundet, zusätzlich mehrere Tausend 
gefangen genommen. In LAOS gelang den Be
f r e i ungsstr eitkräften nach viertägigem 
Kampf i m Dezember die RUckeroberung der 
strategisch wichtigen "Ebene der TonkrUge" 
im Norden des Landes , wobei u . a . 11 l aoti
sche und thailändische Söldnerbataillone 
vernichtet und 17 Flugzeuge abgeschossen 
wur den ; nach Meldungen von Anfang Januar 
1972 haben die Befreiungsstreitkräfte ih
ren Vormar sch weiter fortgesetzt und Long 
Chenh , das Hauptquartier der CIA- Söldner 
des "General" Vang Pao , eingeschlossen . 
VIETNAM : Unter Bruch ihrer im November 
1968 eingegangenen Verpflichtung bombar
dierte die U5-Luftwaffe erneut fUnf Tage 
lang mit a l len verfUgbaren Kampfflugzeu
gen di e DRV ; die Zivilbevölkerung erlitt 
bet r ächtliche Verluste , zwischen dem 26 . 
und 30.12 . wurden 19 Luftpiraten abge
schossen . (Vietnam Courier und Laos News 
vom Dezember 1971) 

LIBYEN ENTEIGNET BP 

Wegen der passiven Haltung der "Schutz
macht " Großbritannien zur widerrechtlichen 
Besetzung der Insel Abu Dhabi sowie der 
großen und kleinen Tunb-Insel im arabischen 
Golf durch Persien hat Libyen sm 7 . 12 . 1971 
die Verst aatli chung de r Olgesellschaft ver
fUgt , an der die br itische Regi erung mit 
48 , 6~ betei l i gt ist , und angekUndigt , es 
werde alle libyschen Guthaben auf briti
schen Banken (ca . 5 Mrd . DM) zurUck ziehen . 

Der Investitionswer t der BP- Anlagen in 
Libyen beträgt zwischen 75 und 100 Mio Pfund 
(NZZ v.10 . 12 . 71) . Die Gesellschaft , die in 
Libyen zusammen mit de r US- amer ikanischen 
Erdöl gesellschaft Bunker Hunt oper ier t, hat 
dort 1970 10 Mio Tonnen Rohöl produziert, 
das s i nd ca . 5~ ihrer Gesamtproduktion . Ob
wohl die libysche Regierung eine Entschädi
gung angeboten hat , droht der britische 
Konzern mit Repressalien , indem er erklärt , 
er · werde jeden Abnehmer von Rohöl, das aus 
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ehemaligen Anlagen der BP stammt , gericht
lich verfolgen . (NZZ v . 15 . 12 . 71) 

Der I r ak , der nach den Zwischenfällen 
im Golf di e Beziehungen zu Großbritannien 
und dem Iran abgebrochen hat , erwägt eben
falls eine Nationalisierung der Irak Petro
leum Company . (Le Monde v . 19.11 . 71) 

VENEZUELA 

Volksfront in Venezuela 

Die "Nationale Volksfront Venezuelas" , 
zu der sich die Kommunistische Partei , 
die Republikanische Demokratische Union 
und die "Wahlbewegtmg des Volkes" zusammen
geschlossen haben, hat jetzt ihr Programm 
veröffentlicht . Es wird bei den Wahlen 
Mitte 1973 zur Abstimmung stehen . Wichtig
ste Punkte: Wirtschaftliche Unabhängigkeit 
des Landes von ausländischen Monopolen , 
Sozialisierung von Grund und Boden , Natio
nalisierung des Erdöls. (Extradienst, De
zember 1971) 

VENEZUELA- USA : Auf Be~chluß der Regie
DUng des konservativen christdemokrati
schen Präsidenten Rafael Caldera ist der 
venezo1 anisch- amerikanische HandelsvertraB 
aufgekündigt worden. Dies ist nach der 
Ver staatlichung des Erdgases , der Uber
nahme der E~dölkonzessionen und der Ver
st3ntli chUßB der erdöl verarbeitenden In
dustrie bis 1983 ein weiterer Schritt in 
der Poli tik des "demokratischen Nationalis
mus" Ca1deras , der vor allem auf den par
lamentari schen Druck der Volksfrontpar
teien zurückzuführen ist . Die Aufkündi
gung des Hande1 sve~trnges e~öBli cht es 
Vene zuela , sich weiter vom US-Imperi alis
mus zu lösen , seine Industrialisierung zu 
beschl eunigen und stärker ale bisher auf 
den internatitlnalen lI:ärkten aufzutreten . 
Der venezolanisch- amerikanische Handels
vertrag war im J!lhre 1939 abgeschlossen 
und 1962 r evidiert worden. Er bedeutete 

etets eine " ZwlUlE;sjacke", da er die Wirt
s chaft Venezuelas total von den US-ameri
kani sehen Märkten abhängig machte . Im 

Jahr 1969 beispielsweise wurden 32,6 Pro
zent de s venezolanischen Export s vom 
US- Markt aufgenommen , 51 , 7 Prozen1 des 
Imports kamen aus den USA . 

(FR , 6.1. 72) 
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